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Gemeinde Mühlenbecker Land Ortsteil Mühlenbeck 
 

Aufstellung des Bebauungsplans GML Nr. 62 „Wohnbebauung südlich Schönfließer Straße“ 
 

AUSWERTUNG 
 

der frühzeitigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
vom 26. Mai 2025 mit Frist bis einschließlich 27. Juni 2025 

und 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

vom 23. Juni 2025 bis einschließlich 25. Juli 2025 
 

 
 
Mit Schreiben vom 26. Mai 2025 sind 29 Behörden und sonstige Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind an der Bauleitplanung beteiligt worden. 
Für Stellungnahmen ist eine Frist bis einschließlich 27. Juni 2025 gesetzt worden. Von den Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
haben 18 eine Stellungnahme abgegeben. 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 24. März 2025 einschließlich seiner Begründung lag im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 23. Juni 2025 bis einschließlich 25. Juli 2025 zur Einsichtnahme öffentlich aus und wurde im Internet veröffent-
licht. Aus der Öffentlichkeit sind fünf Stellungnahmen eingegangen. 
 
 



17. Juli 2026 
Aufstellung des Bebauungsplans GML Nr. 62 „Wohnbebauung südlich Schönfließer Straße“, Gemeinde Mühlenbecker Land Ortsteil Mühlenbeck 
Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit   
 
 

 
   Seite 2 

A Übersicht der eingegangenen Stellungnahmen 
Stellungnahmen der Behörden 
 

Stn Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange Datum  

100 Landkreis-Behörden 

101 Landkreis Oberhavel 24.06.2025 

102 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 25.06.2025 

200 Landesbehörden Brandenburg 

201 Gemeinsame Landesplanung 02.06.2025 

202 
Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum  
Abteilung Bodendenkmalpflege 

02.06.205 

203 
Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum 
Abteilung Praktische Denkmalpflege 

 

204 Landesamt für Bauen und Verkehr 19.06.2025 

205 Landesbetrieb Straßenwesen  

206 Landesbetrieb Forst  

207 LBGR - Landesamt für Bergbau, Geologie, Rohstoffe 12.06.2025 

208 Landesamt für Umwelt 24.06.2025 

209 Zentraldienst Polizei Brandenburg 28.05.2025 

400 Versorgungsunternehmen 
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Stn Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange Datum  

401 Netzgesellschaft Berlin Brandenburg NBB 26.05.2025 

402 E.DIS Netz GmbH 25.06.2025 

403 Deutsche Telekom Technik GmbH 04.06.2025 

404 GDMcom GmbH 04.06.2025 

405 Wasser Nord GmbH & Co KG 03.06.2025 

406 Wasser- und Bodenverband "Schnelle Havel" 13.06.2025 

407 Zweckverband Fließtal 27.06.2025 

408 Naturparkverwaltung Barnim  

409 Oberhavel Verkehrsgesellschaft mbH  

410 50 Hertz Transmission GmbH 28.05.2025 

500 Kirchen, Kammern, Vereine und Verbünde 

501 Landesbüro der anerkannten Naturschutzverbände  

600 Nachbargemeinden 

601 Bezirksamt Pankow von Berlin  

602 Bezirksamt Reinickendorf von Berlin  

603 Stadt Oranienburg  

604 Stadt Hohen Neuendorf  
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Stn Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange Datum  

605 Gemeinde Birkenwerder  

606 Gemeinde Glienicke/Nordbahn 27.06.2025 

607 Gemeinde Wandlitz 16.06.2025 

 

Ö1 Bürger 1 24.07.2025 

Ö2 Bürger 2, Bürger 3, Bürger 4, Bürger 5 15.07.2025 
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B Auswertung der Stellungnahmen, Sachaufklärung und Abwägung 
 
Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

101.1 Tiefgarage  a) In der Textfestsetzung (TF) Nr. 3 wird im 2. Satz für die plangra-
phisch entlang der Schönfließer Straße festgesetzte Fläche für Ne-
benanlagen mit der Zweckbestimmung Tiefgarage" festgesetzt, 
dass diese „gemeinschaftlich genutzt“ werden sol. Laut Begrün-
dungstext Pkt. 5.4 Verkehr/Ruhender Verkehr" (S. 12) ist beab-
sichtigt, die Tiefgarage ausschließlich „...für den geplanten Ge-
schosswohnungsbau herzustellen". Die Planzeichnung setzt keine 
konkreten Flächen/Baufelder für Geschosswohnungsbau fest. 
Ebenso erfolgte hierzu keine Textfestsetzung/Zuordnungsfestset-
zung. Ob und wo innerhalb des Plangebietes Geschosswohnungs-
bau realisiert werden wird/soll, bleibt insofern offen. Textliche und 
plangraphische Festsetzungen stimmen mit der im Begrün-
dungstext formulierten städtebaulichen Intention „Geschosswoh-
nungsbau" mit „gemeinschaftlich zu nutzender Tiefgarage" nicht 
überein. Die rechtliche Legitimation für das Festsetzen von Stell-
plätzen in bestimmten Geschossen findet sich in § 12 Abs. 4 
BauNVO. Die besonderen städtebaulichen Gründe des Erforder-
nisses dieser Festsetzung sind im Begründungstext zu benennen. 
Zudem ist im Begründungstext nicht klargestellt, ob es sich hier um 
notwendige Stellplätze handelt. Die TF und der Begründungstext 
sind zu überarbeiten. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung zur gemeinschaftlichen Nutzung der Tiefgarage 
dient der Bündelung des ruhenden Verkehrs im unterirdischen 
Bereich zur Sicherung einer städtebaulich verträglichen Erschlie-
ßung. Auch ohne explizite Festsetzung von Baufeldern ergibt sich 
die Zuordnung aus der zeichnerischen Lage der Flächen für Ne-
benanlagen mit der Zweckbestimmung Tiefgarage.  
Die Begründung wird redaktionell überarbeitet und um Hinweise 
zur Notwendigkeit der Stellplätze, zur städtebaulichen Erforder-
lichkeit gemäß § 12 Abs. 4 BauNVO sowie zum sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden ergänzt. 
Die Ergänzung der Begründung lautet wie folgt:  
Die gemeinschaftliche Nutzung der Tiefgarage erfolgt zur Bünde-
lung des ruhenden Verkehrs in einem zentralen Bereich und er-
möglicht eine flächeneffiziente Erschließung des gesamten Quar-
tiers. Die Lage am Quartierseingang trägt zur Minimierung des 
inneren Kfz-Verkehrs bei und stärkt die Aufenthaltsqualität im öf-
fentlichen Raum. Gleichzeitig wird durch die unterirdische Anord-
nung der Stellplätze ein sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den gewährleistet, da oberirdische Flächen für Grün- und Frei-
raumnutzungen erhalten bleiben. 
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Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

Die Festsetzung erfolgt aus besonderen städtebaulichen Grün-
den gemäß § 12 Abs. 4 BauNVO. Diese Vorschrift ermöglicht es, 
Stellplätze und Garagen bestimmten Nutzungen oder Nutzer-
gruppen zuzuordnen. Die Tiefgarage soll als gemeinschaftliche 
Stellplatzanlage allen Bauvorhaben im Quartier zur Verfügung 
stehen. Ziel ist es, den ruhenden Verkehr gebündelt unterirdisch 
unterzubringen, oberirdische Flächen freizuhalten und eine ge-
ordnete Erschließung mit hoher Aufenthaltsqualität sicherzustel-
len. 
In der Tiefgarage sollen die nach Stellplatzsatzung erforderlichen 
Stellplätze für die im Quartier geplanten Nutzungen zentral nach-
gewiesen und bereitgestellt werden. 
Eine Änderung der Festsetzungen ist nicht erforderlich. 
Abwägungsvorschlag: 
Ergänzung der Begründung  

101.2 Zugang zur 
Tiefgarage 

b) Angemerkt wird in diesem Kontext mit Bezug zum beigefügten 
städtebaulichen Konzept, dass laut diesem im nordwestlichen 
Planbereich sowie im südöstlichen Planbereich Gebäude darge-
stellt sind, welche aufgrund der vorgesehenen Kubatur (Grundflä-
che/Geschosszahl) als Geschosswohnungsbau und/oder auch als 
Mehrfamilienhaus realisiert werden können. Der BPL ermöglicht 
Geschosswohnungsbau innerhalb der Baufelder an beliebiger 
Stelle. Bei rückwertiger Lage von Gebäuden mit Geschosswoh-
nungsbau, drängt sich jedoch die Nutzung/Zuordnung einer Tief-
garagennutzung unmittelbar an der Schönfließer Straße nicht auf. 
Die Bezeichnung („Tiefgarage", „Quartiersgarage", 

Der Hinweis zur uneinheitlichen Bezeichnung wird aufgenom-
men. In gesamten Unterlagen wird künftig der Begriff „Tiefgarage“ 
verwendet. 
Die Tiefgarage ist im städtebaulichen Konzept bereits an der 
Schönfließer Straße vorgesehen. Eine Verlagerung innerhalb des 
Quartiers wird aus verkehrlicher Sicht nicht als sinnvoll erachtet, 
da dies zusätzlichen Erschließungsaufwand und erhöhte Ver-
kehrsbelastung innerhalb des Quartiers zur Folge hätte. Die An-
bindung an die Schönfließer Straße ermöglicht eine direkte Er-
schließung, minimiert den inneren Kfz-Verkehr und unterstützt 
eine klare Verkehrsführung. Gemäß der textlichen Festsetzung 
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Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

„gemeinschaftlich genutzte Tiefgarage“, „Tiefgaragengeschoss“) 
sollte im Planwerk zudem einheitlich erfolgen. 

 

Nr. 3 ist die Herstellung von Stellplätzen nicht nur innerhalb der 
festgesetzten Fläche für Nebenanlagen zulässig, sondern auch 
auf den Baugrundstücken selbst. Die Gemeinde möchte einer-
seits einen gewissen Anteil des ruhenden Verkehrs innerhalb ei-
ner Tiefgarage anordnen, um das Ortsbild weniger mit dem ru-
henden Verkehr zu belasten und um eine flächensparende Lö-
sung für den ruhenden Verkehr zu bieten. Andererseits soll für die 
weiter südlich gelegenen Grundstücke auch das Abstellen von 
PKWs auf dem Grundstück selbst zulässig sein. 
Abwägungsvorschlag:  
Anpassung der Planzeichnung  
Anpassung der Begründung 

101.3 Zulässigkeit 
von Stellplät-
zen 

c) Die Rechtsgrundlage für die FT Nr. 4 ist zu prüfen. Der Vollge-
schossbegriff ist in § 2 Abs. 6 BbgBO geregelt. Festgesetzt wird in 
der TF Nr. 3 Satz 2 die Zulässigkeit von Stellplätzen in bestimmten 
Geschossen (§ 12 Abs. 4 BauNVO). Die rechtliche Legitimation 
hierfür findet sich in § 21a BauNVO. 

Die in TF Nr. 3 Satz 2 enthaltene Regelung zur Zulässigkeit von 
Stellplätzen in bestimmten Geschossen wird bereits durch § 12 
Abs. 4 BauNVO in Verbindung mit § 21a BauNVO rechtlich abge-
deckt. Der Begriff des Vollgeschosses ist in § 2 Abs. 6 BbgBO 
definiert, sodass eine gesonderte Festsetzung in TF Nr. 4 nicht 
erforderlich ist. 
Zur Vermeidung von Doppelregelungen und zur Straffung des 
Planwerks wird TF Nr. 4 aus dem Bebauungsplanentwurf gestri-
chen. 
Abwägungsvorschlag: 
Streichung der textlichen Festsetzung  
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Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

101.4 Öffentliche 
Grünflächen. 
Pavillon  

d) Das städtebauliche Erfordernis sowie die Intention für das kon-
krete Festsetzen „…einer Grundfläche von nicht mehr als 100 m2" 
für den innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung Spielplatz zulässigen Pavillons (TF Nr. 5) ist unter Pkt. 5.5 
„Grünordnerische Festsetzungen/Öffentliche Grünflächen" (S. 13) 
argumentativ zu untersetzen. 

Der Hinweis wird aufgenommen. Die textliche Begründung unter 
Punkt 5.5 (in aktueller Fassung geändert in Punkt 5.6) wird ent-
sprechend ergänzt. Die Festsetzung einer maximalen Grundflä-
che von 100 m² für den zulässigen Pavillon innerhalb der privat 
vorgesehenen Grünfläche mit Zweckbestimmung „Spielplatz“ 
dient dazu, eine sinnvolle freiraumbezogene Infrastruktur bereit-
zustellen, ohne die Nutzbarkeit der Fläche als Spiel- und Aufent-
haltsbereich zu beeinträchtigen. 
Ergänzter Text für Punkt 5.6: 
Die Festsetzung eines Pavillons mit einer maximalen Grundflä-
che von 100 m² innerhalb der Grünfläche dient der funktionalen 
Ergänzung des Spielplatzes um eine witterungsgeschützte Auf-
enthaltsmöglichkeit für Kinder, Eltern und Betreuungspersonen. 
Die Größenbegrenzung stellt sicher, dass der bauliche Eingriff in 
die Grünfläche auf das notwendige Maß beschränkt bleibt und die 
vorrangige Nutzung als Spiel- und Freifläche gewahrt wird. 
Abwägungsvorschlag:  
Änderung der Begründung 

101.5 Erneuerbare 
Energien  

e) In der TF Nr. 7 wird im Kontext zu „nutzbaren Dachflächen der 
Wohngebäude" eine „Solarmindestfläche" festgesetzt. Die Formu-
lierung ist unbestimmt. Was „nutzbare Dachflächen" konkret um-
fasst, ist nicht ableitbar. Zudem bezieht sich die Regelung aus-
schließlich auf „Wohngebäude" und lässt die im WA weiteren all-
gemein zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 sowie § 4 Abs. 3 
Nr. 1 bis 3 BauNVO, als auch bauliche Anlagen im Sinne der §§ 12 
und 14 BauNVO unberücksichtigt. Warum genau 50 % der 

Die textliche Festsetzung Nr. 7 (in aktueller Fassung geändert in 
textliche Festsetzung Nr. 6) wird überarbeitet, um eine klarere De-
finition und eine städtebaulich nachvollziehbare Abgrenzung zu 
gewährleisten. Der Begriff „Wohngebäude“ wird durch „bauliche 
Hauptanlagen“ ersetzt, um sämtliche im Plangebiet zulässigen 
Hauptnutzungen einzubeziehen. Zudem wird ergänzt: „Davon 
ausgenommen sind Dachflächenbereiche, die für erforderliche 
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Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

Dachflächen entsprechend mit solchen technischen Anlagen ver-
pflichtend montiert werden sollen, wird städtebaulich nicht herge-
leitet. In diesem Kontext ist zu beachten, dass mit dem Zwang der 
Montage dieser technischen Anlagen auf den Dachflächen kein 
Nutzungszwang abgeleitet werden kann, denn innerhalb des Gel-
tungsbereiches des BPL dürfen nur Festsetzungen getroffen wer-
den, welche bodenrechtliche Relevanz haben. Dies bedeutet vor-
liegend, dass die „Ausstattung der Dachflächen" mit entsprechen-
den „Photovoltaikmodulen oder Solarwärmekolektoren" zwar fest-
gesetzt worden ist, sich hieraus jedoch kein gebietsbezogener An-
schluss- und Nutzungszwang verpflichtend ableiten lässt, da dies 
dem EEWärmeG vorbehalten ist. Welche städtebauliche Intention 
vorliegend verfolgt wird und ob hier ggf. vertragliche Regelungen 
erforderlich sind bzw. greifen sollen und/oder können, wird nicht 
benannt. Eine diesbezügliche fachlich-inhaltliche Herleitung und 
Begründung der Festsetzung sowie Aussagen zur Vollziehbarkeit 
fehlen mi Begründungstext (Pkt. 5.5 „Erneuerbare Energien"; S. 
13). Ob und inwieweit weitergehend ggf. gemeindliche Regelungen 
zum Anschluss- oder Nutzungszwang bestehen, bleibt ebenso of-
fen. Insgesamt sollte unter dem Pkt. 5.5 entsprechend auch eine 
Aussage zu den weiteren „Erneuerbaren Energien" (Windenergie, 
Bioenergie, Geothermie uns.) getroffen werden und warum eine 
planerische Intention für diese nicht abgeleitet worden ist. 

haustechnische Einrichtungen, für Tageslicht-Beleuchtungsele-
mente oder für Dachterrassen genutzt werden.“ 
Zur Klarstellung wird der Begriff „nutzbare Dachflächen“ in der 
Begründung konkretisiert.  
Ein Nutzungszwang wird nicht festgesetzt; die Ausstattungspflicht 
zielt auf die bauliche Vorbereitung zur Nutzung solarer Strah-
lungsenergie ab. 
Die städtebauliche Intention der Festsetzung besteht darin, einen 
Beitrag zur Energieeinsparung und zum Klimaschutz durch die 
Nutzung solarer Strahlungsenergie zu leisten. Dabei geht es um 
die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen, nicht jedoch um 
einen Anschluss- oder Nutzungszwang, der dem EEWärmeG 
vorbehalten bleibt. Die Umsetzung kann bei Bedarf durch vertrag-
liche Regelungen flankiert werden; dies bleibt der weiteren Pro-
jektentwicklung vorbehalten. Eine Ergänzung der Begründung er-
folgt entsprechend. 
Weitere erneuerbare Energien wie Windenergie oder Biogasan-
lagen sind städtebaulich im Planungsbereich nicht verträglich – 
außer Geothermie, die jedoch nicht auf den Dachflächen umge-
setzt wird. Daher trifft diese textliche Festsetzung auf sie nicht zu. 
Ergänzung der Begründung Pkt. 5.5 „Erneuerbare Energien“: 
Der Begriff „nutzbare Dachflächen“ umfasst alle Dachflächen der 
baulichen Hauptanlagen, die für die Installation von Photovoltaik-
modulen oder Solarwärmekollektoren technisch geeignet und zu-
gänglich sind. Die Festsetzung dient der Förderung erneuerbarer 
Energien und soll einen Beitrag zur Reduzierung des Energiever-
brauchs und der CO₂-Emissionen leisten. Die städtebauliche 
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Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

Intention besteht darin, die bauliche Voraussetzung für die Nut-
zung solarer Strahlungsenergie zu schaffen, ohne einen verbind-
lichen Anschluss- oder Nutzungszwang festzulegen. Ob und in 
welchem Umfang vertragliche Regelungen zur Umsetzung erfor-
derlich oder möglich sind, bleibt der weiteren Projektentwicklung 
vorbehalten und wird derzeit nicht abschließend geregelt. 
Abwägungsvorschlag:  
Überarbeitung der Festsetzung  
Ergänzung der Begründung 

101.6 Begrünung der 
Dachflächen 
der Nebenan-
lagen 

f) Laut FT Nr. 8b sind die Dachflächen von Nebenanlagen zu be-
grünen. Dies bedeutet im Umkehrschluss eine indirekte abschlie-
ßende gestalterische Vorgabe der Dachform für Nebenanlagen, 
um die Vollziehbarkeit der getroffenen Regelung gewährleisten zu 
können. 
Im Kontext zur TF Nr. 7 (Solarmindestfläche) ist vorliegend zu kon-
statieren, dass die Wahl der Nutzung der jeweiligen Dachflächen 
(Hauptanlagen/Nebenanlagen) für die vorgesehenen Installatio-
nen (Photovoltaik/Solarwärmekollektoren bzw. begrünte Dachflä-
chen) der gestalterischen Steuerung des einzelnen Bau-
herrn/Grundstückseigentümers völlig entzogen sind. Städtebaulich 
begründet wurde das Erfordernis oder die städtebauliche Intention 
der strikten Trennung/Zuordnung der Dachflächen und der vorge-
sehenen Regelungen nicht. Der Sachverhalt und die konkreten In-
tentionen der Festsetzungen sollten nochmals, auch im Hinblick 
auf das Übermaßgebot, geprüft werden. 

Die Festsetzungen zu TF Nr. 7 (Solarmindestfläche auf Hauptan-
lagen) und TF Nr. 8b (Begrünung von Nebenanlagendächern) (in 
aktueller Fassung TF Nr. 6 und 7b) verfolgen unterschiedliche 
Ziele. An Hauptanlagen sind Solarmodule festgesetzt, ohne die 
Dachform einzuschränken, um Klimaschutz und architektonische 
Gestaltungsfreiheit zu verbinden. Bei Nebenanlagen ist eine 
Dachbegrünung festgesetzt, was die Dachform einschränkt, je-
doch aufgrund der klimatischen und ökologischen Vorteile (Mikro-
klima, Regenwasserrückhaltung, Biodiversität) als städtebaulich 
gerechtfertigt und verhältnismäßig angesehen wird. Die klare 
Trennung der Dachnutzungen verhindert Nutzungskonflikte und 
dient einer zielgerichteten Umsetzung beider Maßnahmen. 
Ergänzung der Begründung: 
An den Dachflächen der baulichen Hauptanlagen wird eine So-
larmindestfläche festgesetzt, um die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien zu fördern, ohne die Wahl der Dachform einzuschränken 
(textliche Festsetzung Nr. 6). Für Nebenanlagen wird hingegen 
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eine Dachbegrünung festgesetzt, die zwar die Dachform vorgibt, 
jedoch aus städtebaulicher Sicht durch ihre klimatischen und öko-
logischen Vorteile gerechtfertigt ist. Die klare Zuordnung von So-
larnutzung zu Hauptanlagen und Dachbegrünung zu Nebenanla-
gen gewährleistet eine konfliktfreie und wirksame Umsetzung bei-
der Ziele. 

Abwägungsvorschlag: 
Ergänzung der Begründung  

101.7 Begrünung der 
Grundstücke  

g) Das Erfordernis für die TF Nr. 8c Satz 1 erschließt sich nicht. Im 
Begründungstext ist darzulegen, warum im Plangebiet eine, von 
den deutlich weiter greifenden Regelungen des § 8 Abs. 1 Satz 1 
BbgBO, abweichende Regelung für städtebaulich erforderlich ge-
halten wird. Warum nur 50 % der nicht überbaubaren Flächen auf 
einem Grundstück entsprechend zu begrünen, gärtnerisch zu ge-
stalten und dauerhaft zu unterhalten sind, bedarf einer begründen-
den Argumentation. Eine „Vegetationsfläche" ist weder festgesetzt 
noch planinhaltlich definiert. Ein Bezug lässt sich insofern nicht 
herstellen. Die in Satz 2 getroffene Regelung ist nicht nachvollzieh-
bar. Eine rechtliche Legitimation ist aus § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 
nicht ableitbar. Die Intentionen der Festsetzungen sind zu prüfen. 

Das in TF Nr. 8c Satz 1 enthaltene Erfordernis wird bereits durch 
§ 8 Abs. 1 BbgBO geregelt, wonach nicht mit Gebäuden über-
baute Flächen wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustel-
len und zu begrünen oder zu bepflanzen sind, soweit keine an-
dere zulässige Nutzung entgegensteht. Eine gesonderte Festset-
zung im Bebauungsplan ist daher nicht erforderlich. Zur Vermei-
dung von Doppelregelungen wird TF Nr. 8c Satz 1 aus dem Pla-
nentwurf gestrichen. 
Abwägungsvorschlag: 
Streichung der Festsetzung   

101.8 Geschlossene 
Einfriedung 

h) Die FT Nr. 9d) bezieht sich auf „eine Linie A-B-C". Eine solche 
Linie ist in der Planzeichenerklärung nicht angeführt und erklärt. 
Das städtebauliche Erfordernis für das Festsetzen einer „maxima-
len Höhe von 3 m" und dem Ausführungskriterium „durchgehend 
geschlossen" ist nicht umfassend städtebaulich hergeleitet. Insbe-
sondere geht aus dem Begründungstext nicht hervor, welche 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung 
dient dem Schutz der angrenzenden privaten Wohnnutzungen 
vor Immissionen und Verkehrslärm von der neu entstehenden Er-
schließungsstraße sowie der Sicherung eines geschützten Rück-
zugsraumes. Das Maß der Einfriedung trägt somit zur Aufent-
haltsqualität und zum Komfort der künftigen Anwohner bei. Das 
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konkreten Erhebungen (verkehrstechnisch, lärmtechnisch, städte-
baulich) zur gewählten Planintention geführt haben und ob ggf. al-
ternative Planintentionen geprüft wurden. Hier sind Aussagen zu 
ergänzen. 

Grundstück Schönfließer Straße Nr. 11 wird durch die Führung 
der Verkehrsfläche besonders belastet. Die Belastung betrifft den 
rückwärtigen Grundstücksbereich, der als Rückzugsort des 
Grundstücks fungiert. Durch die entstehenden Wohneinheiten ist 
mit einer täglichen Belastung durch PKW zu rechnen.  
Die konkrete Ausgestaltung und Höhe der Einfriedung werden im 
städtebaulichen Vertrag geregelt. Die Linie A–B–C ist bereits aus 
der Planzeichnung erkennbar, wird jedoch zur besseren Lesbar-
keit grafisch verstärkt dargestellt. Die Planzeichnung wird überar-
beitet. Die Punkte „A“, „B“ und „C“ sowie die Linie „A–B–C“ wer-
den eindeutig verortet und in der Planzeichenerklärung erläutert.   
Ergänzung Begründung (unter Punkt 5.7 „Örtliche Bauvorschrif-
ten“): 
Die Zulässigkeit einer durchgehenden geschlossenen Einfrie-
dung mit einer maximalen Höhe von 3,0 m entlang der Linie A–
B–C auf der Grenze zwischen den Flurstücken 1333 und 
1250/165 der Flur 4 (Gemarkung Mühlenbeck) wird durch textli-
che Festsetzung Nr. 8d geregelt und verfolgt das Ziel, die angren-
zenden privaten Grundstücke vor Immissionen und Verkehrslärm 
von der neu geplanten Erschließungsstraße zu schützen. Dar-
über hinaus dient sie der Wahrung der Privatsphäre und sichert 
weiterhin einen geschützten Rückzugsort für die Anwohnenden. 
[…] Die konkrete Ausgestaltung der Einfriedung wird im Rahmen 
des städtebaulichen Vertrags geregelt. 
Abwägungsvorschlag 
Ergänzung der Begründung  
Anpassung der Planzeichnung  
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101.9 Baumerhalt  i) Unter Pkt. „Grünordnerische Festsetzungen/Baumerhalt" wird im 
Begründungstext (S. 13) formuliert: 

 
Plangraphisch stellt sich die Sachlage, wie folgt dar: 

 
Inwieweit sich diese festgesetzten überlagernden Plandarstellun-
gen hinsichtlich der Umsetzung ihrer jeweiligen damit verfolgten 
Planintentionen ggf. konterkarieren, wird städtebaulich nicht auf-
gearbeitet. Die Planintentionen hinsichtlich der Umsetzbarkeit sind 
zu prüfen. Im Begründungstext sind entsprechende Aussagen zu 
ergänzen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. In der Plan-
zeichnung sind die betreffenden Bäume als Bäume zum Erhalt 
festgesetzt. Nach erneuter Prüfung wurde festgestellt, dass sie 
keine besondere städtebauliche oder gestalterische Wertigkeit 
aufweisen und lediglich eine geringe Kronenausdehnung (unter 4 
m) besitzen. Sie werden daher aus der Planzeichnung entfernt. 
Die zur Fällung vorgesehen Bäume werden durch Neupflanzun-
gen kompensiert. Die Bäume Nr. 102 und 103 (Nummerierung im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag) werden hierbei berücksich-
tigt. 
Abwägungsvorschlag:  
Anpassung der Planzeichnung  
 

101.10 Standortalter-
nativenprüfung 

j) Dem Begründungstext ist eine Standortalternativenprüfung ge-
mäß § 3 Abs. 1, Satz 1, 2. Halbsatz BauGB beizufügen. Danach 
ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung und sich wesentlich unterscheidende Lö-
sungen, die für die Neugestaltung oder Entwicklung in Betracht 
kommen, öffentlich zu unterrichten. Betrachtet werden üblicher-
weise in diesem Kontext städtebauliche, soziale und ökonomische 
Aspekte. Das Fehlen der Prüfung von Standortalternativen kann 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Umweltberichts werden unterschiedliche Planungsalternati-
ven bezogen auf den Geltungsbereich beschrieben. Eine Stand-
ortalternativenprüfung ist grundsätzlich Bestandteil der vorberei-
tenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplan). Im geltenden 
FNP ist für den betroffenen Bereich bereits eine Wohnbaufläche 
dargestellt, sodass die Standortfrage bereits abgewogen wurde. 
Abwägungsvorschlag: 
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einen nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB durchgreifenden Abwä-
gungsmangel darstellen. Der Begründungstext ist zu ergänzen. 

Keine Änderung der Planung  

101.11 Hinweis zur 
Planzeichnung 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Punkte „A", „B" und „C" 
sind in der Planzeichenerklärung nicht angeführt und erklärt wor-
den. In der FT Nr. 9d) wird eine Regelung entlang der Linie „A-B-
C" getroffen. Eine Linie „A-B-C" ist plangraphisch nicht verortbar. 
Die Planintentionen sind in Übereinstimmung zu bringen und 
rechtsklar festzusetzen. 

Die Planzeichnung wird überarbeitet. Die Punkte „A“, „B“ und „C“ 
sowie die Linie „A–B–C“ werden eindeutig verortet und in der 
Planzeichenerklärung erläutert.  Die Linie A–B–C ist bereits aus 
der Planzeichnung erkennbar, wird jedoch zur besseren Lesbar-
keit grafisch verstärkt dargestellt. 
Abwägungsvorschlag: 
Anpassung der Planzeichnung 

101.12 Hinweise der 
unteren Natur-
schutzbehörde 

Der Geltungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplans befindet sich im Naturpark „Barnim". Weitere Schutzge-
biete nach den § 23-28 BNatSchG sowie Natura2000- Gebiete sind 
nicht betroffen. 
Das Plangebiet ist dem planungsrechtlichen Außenbereich zuzu-
ordnen. Die Zulässigkeit von Vorhaben ist somit nach § 35 BauGB 
zu bewerten. Nach § 18 Abs. 2 BNatSchG sind für Vorhaben im 
Außenbereich die § 14-17 BNatSchG (Eingriffsregelung) anzuwen-
den. Im weiteren Verfahren ist daher ein Eingriffs-Ausgleich-Plan 
zu erarbeiten, der Auskunft über die geplante Neuversiegelung so-
wie versiegelungsähnliche Maßnahmen gibt. Die Kompensation 
von Neuversiegelungen hat nach den „Hinweisen zum Vollzug der 
Eingriffsregelung" (HVE, 2009) zu erfolgen. 

Die Bilanzierung der Neuversiegelung ist Bestandteil des Um-
weltberichts. Die entsprechenden Ausgleichsflächen werden vor 
Satzungsbeschluss im Rahmen des städtebaulichen Vertrages 
gesichert. Bei Baumfällungen nach Inkrafttreten des Bebauungs-
plans ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker 
Land in der Fassung vom 03.12.2024, welche für im Zusammen-
hang bebaute Ortsteile und den Geltungsbereich der Bebauungs-
pläne gültig ist, zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs anzu-
wenden. Dies betrifft jedoch nur Einzelbäume, die nicht zum Wald 
nach LWaldG zählen. Nach Auskunft des Landesbetriebes Forst 
Brandenburg erfüllen die Flächen im Plangebiet die Waldeigen-
schaft nach LWaldG. Daher erfolgt die Kompensation nicht an-
hand der Einzelbäume, sondern nach dem Flächenansatz in Ab-
stimmung mit dem Landesbetrieb Forst Brandenburg. 
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Die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land ist erst 
mit Rechtskraft des Bebauungsplans bindend. zur Rechtskraft des 
Bebauungsplans ist für die naturschutzfachlichen Anforderungen 
die planungsrechtliche Beurteilung nach § 35 BauGB bindend. Von 
der Überplanung der Fläche sind über 140 Einzelbäume potenziell 
betroffen. Folglich sind für alle Gehölze ab einem Stammumfang 
von 60 cm, die nicht dauerhaft erhalten werden können, geeignete 
Kompensationsmaßnahmen vorzusehen. Die Berechnung kann 
hilfsweise anhand der Tabelle 28 „Kompensationsermittlung für 
Bäume mit ausgewähltem Stammdurchmesser in Abhängigkeit der 
Vitalitätsstufe des zu fällenden Baumes bezogen auf die Baum-
schulgröße des zu pflanzenden Baumes" des Handbuchs für die 
Landschaftspflegerische Begleitplanung bei Straßenbauvorhaben 
im Land Brandenburg (HB LBP) erfolgen. 
Die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land ist 
nachrichtlich in die textlichen Festsetzungen zu übernehmen. 
Eine Biotopkartierung aus Februar 2024 liegt den Unterlagen bei. 
Die Biotopaufnahmen erfolgten von März 2023 bis September 
2023. Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG i. V. m. 
§ 18 BbgNatSchAG kommen im Geltungsbereich des BPL nur im 
Bereich des südlichen Grabenabschnittes vor (Schilfröhricht an 
Fließgewässern, Biotopcode 012111). Dieser wird nach aktuellem 
Stand nicht überplant. 
Die artenschutzfachliche Untersuchung entspricht den fachlichen 
Anforderungen. Es wurden verschiedene Brutvogelarten, Amphi-
bien sowie potenzielle Habitatbäume für Fledermäuse festgestellt. 
Die vorgeschlagenen CEF-Maßnahmen werden begrüßt. 

Die Pflicht zur Umsetzung der artenschutzfachlichen Kontrolle vor 
Fällung der Bäume bzw. Abriss des Gebäudes wird als Hinweis 
auf die Planzeichnung übernommen. 
Abwägungsvorschlag:  
Keine Änderung der Planung (redaktionelle Ergänzung der 
Planzeichnung, Anpassung der Begründung / des Umwelt-
berichtes) 
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Eine artenschutzrechtliche Ausnahme zur Fällung von Habitatbäu-
men und zum Abriss eines Gebäudes kann in Aussicht gestellt 
werden, sofern alle Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen gemäß 
dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (GEITZ, Stand März 
2024) umgesetzt werden. Eine Pflicht zur Umsetzung der arten-
schutzfachlichen Kontrolle vor Fällung der Bäume bzw. Abriss des 
Gebäudes sollte textlich festgesetzt werden. Für das Fangen und 
Umsetzen der Amphibien aus dem Baufeld ist die untere Natur-
schutzbehörde gesondert/erneut zu beteiligen, da eine arten-
schutzrechtliche Ausnahme erforderlich ist. Dies gilt auch für die 
Umsiedlung von Nestern der Roten Waldameise. 

101.13 Hinweise der 
unteren Was-
serbehörde 

Der Standort befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzzo-
nen. 
Die wasserrechtlichen Anforderungen und Bestimmungen des Ge-
setzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz-WHG) und des Brandenburgischen Wassergesetzes 
(BbgWG) sind zu beachten und einzuhalten. 
Voraussetzung für die Niederschlagsversickerung ist versicke-
rungsfähiger Boden und ein Mindestabstand von 1,00 m zwischen 
Sohle der Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten 
Grundwasserstand. Ein Überlaufen des Niederschlagswassers auf 
Nachbargrundstücke ist dauerhaft zu verhindern. 
Für die Niederschlagsentwässerung der Erschließungsstraße hat 
der Straßenbaulastträger die wasserrechtliche Erlaubnis bei der 
unteren Wasserbehörde zu beantragen. 
Auf Grund der Nähe der geplanten Wohnbebauung zum wasser-
führenden Graben ist in Abstimmung mit dem Wasser- und 

Wasserrechtliche Anforderungen werden im Umweltbericht auf-
genommen. 
Die Hinweise zu den Bedingungen der Niederschlagswasser-
versickerung werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens beachtet. 
Für den wasserführenden Graben einschlägig ist die Richtlinie für 
die Unterhaltung von Fließgewässern im Land Brandenburg 
(2019). Gegenstand der Gewässerunterhaltung sind oberirdische 
Gewässer. 
§ 39 Abs. 1 WHG bestimmt den Unterhaltungsbereich, nämlich 
das Gewässerbett einschließlich der Ufer bis zur Böschungsober-
kante. Das Gewässerbett besteht aus der Sohle und den Ufern. 
Ufer in diesem Sinne sind die seitlichen Einfassungen des Ge-
wässers (siehe Czychowski/Reinhardt, § 3 Rn. 8). Die Erhaltung 
der sich landseitig anschließenden, im Außenbereich fünf Meter 
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Bodenverband "Schnelle Havel", die Gewässerunterhaltung zu er-
möglichen. 
Bauliche Anlagen am Gewässer (Stege, Übergänge, Zäune) be-
dürfen gemäß § 87 BbgWG der wasserrechtlichen Genehmigung. 
Im Übrigen ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten. 
Sämtliche Arbeiten sind so auszuführen, dass das Grund- und das 
Oberflächenwasser nicht verunreinigt und gefährdet werden. 

breiten Gewässerrandstreifen gehört nicht zu den Aufgaben der 
Gewässerunterhaltung, sondern obliegt Eigentümern und Nut-
zungsberechtigten (§ 38 Absatz 4 WHG). 
Bei einem Vor-Ort-Termin mit dem Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ am 28.01.2026 wurde festgestellt, dass es kaum 
Überschneidungen zwischen Gewässerbestand und geplanter 
Flächennutzung gibt.   
Im Nachgang des Termins teilte der Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ Folgendes schriftlich mit (Stand 28.01.2026): 
Im nördlichen Bereich, bis Flurstück 516, verläuft der Graben au-
ßerhalb des Plangebietes. Im weiteren Verlauf bis zur Mitte des 
Flurstücks 36/3 ist der Graben verrohrt. 
Beeinträchtigungen des Grabenbestandes durch die geplante 
Wohnbebauung sieht der Wasser- und Bodenverband in diesem 
Bereich nicht. 
Im weiteren Verlauf ist der Graben wieder offen. Belange der Ge-
wässerunterhaltung sind hier zu berücksichtigen. Dies erscheint 
unproblematisch möglich zu sein. Der angrenzende Bereich des 
Plangebietes soll als öffentliche Grünfläche entwickelt werden. 
Es ist zudem vorgesehen, diese öffentliche Grünfläche in das Ei-
gentum der Gemeinde Mühlenbecker Land zu überführen. 
Bei der Gestaltung der Grünfläche ist darauf zu achten, dass ge-
wässerbegleitend ein min. 5 m breiter Unterhaltungsstreifen (ge-
messen von der Böschungsoberkante landeinwärts) zur Durch-
führung der Gewässerunterhaltung freigehalten wird. 
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Dies bedeutet, dass in diesem Bereich keine baulichen Anlagen 
oder Bepflanzungen erfolgen dürfen, die die Durchführung der 
Gewässerunterhaltung erschweren oder unmöglich machen. 
Es wurde vorgeschlagen, den betreffenden Grabenabschnitt im 
Rahmen der Gewässerschau 2026 in Augenschein zu nehmen. 
 
Gewässerbegleitend zum Graben 040010 wird auf der privaten 
Grünfläche ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des für 
die Gewässerunterhaltung zuständigen Versorgungsunterneh-
mens mit einer Breite von mindestens 5,0 m textlich sowie zeich-
nerisch festgesetzt. 
Abwägungsvorschlag:  
Änderung der Planung 

101.14 Hinweise der 
unteren Bo-
denschutz- 
und Abfallwirt-
schaftsbe-
hörde 

Der oben genannte Flächenbereich wird nicht im Altlasten- und Bo-
denschutzkataster des Landkreises Oberhavel als Altlast oder Alt-
lastenverdachtsfläche geführt. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht 
bestehen daher derzeit keine Bedenken. 
Allgemein gilt: Treten bei den Erdarbeiten ungewöhnliche Verfär-
bungen oder Gerüche auf, ist die weitere Vorgehensweise umge-
hend mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen.  
Es ist sicherzustellen, dass sämtliche Arbeiten derart ausgeführt 
werden, dass keine schadhaften Bodenveränderungen hervorge-
rufen werden. Die Sicherstellung ist ggf. durch geeignete Vorsor-
gemaßnahmen zu gewährleisten (z.B. nach DIN 19639 | 2019-09). 
Es ist sicherzustellen, dass sämtliche Arbeiten derart ausgeführt 
werden, dass keine schadhaften Bodenveränderungen 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus bodenschutzrechtli-
cher Sicht keine Bedenken bestehen. Die Hinweise zum vorsor-
genden Boden- und Altlastenschutz sowie zur Entsorgung von 
mineralischen Abfällen werden in den weiteren Planungs- und 
Ausführungsphasen berücksichtigt. 
Keine Abwägung erforderlich 
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hervorgerufen werden. Die Sicherstellung ist ggf. durch geeignete 
Vorsorgemaßnahmen zu gewährleisten (z.B. nach DIN 19639 | 
2019-09). 
Die ordnungsgemäße Deklaration mineralischer Abfälle (Boden, 
Baggergut, Bauschutt und Gleisschotter) ist gemäß Erlass des Mi-
nisteriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes 
Brandenburg zur Neufassung der „Vollzugshinweise zur Zuord-
nung von Abfällen zu den Abfallarten eines Spiegeleintrages in der 
Abfallverzeichnis- Verordnung" vom 01.03.2023 durchzuführen. 
Für den Einbau von angeliefertem Bodenmaterial inner- und au-
ßerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht, ausgenommen in 
technischen Bauwerken, sind die Anforderungen der § 6 bis 8 
BBodSchV zu beachten. Die Vorsorgewerte der Anlage 1 
BBodSchV sind einzuhalten. 
Für den Einbau von angelieferten, mineralischen Ersatzbaustoffen 
in technische Bauwerke sind die Anforderungen der §§ 19 bis 22 
ErsatzbaustoffV zu beachten. Es sind die Materialwerte der Anlage 
1 i. V. m. den Einsatzmöglichkeiten der Anlagen 2 und 3 Ersatz-
baustoffV einzuhalten. 
Rechtsgrundlage: Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), Neu-
fassung der Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) und Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV), Ab-
fallverzeichnisverordnung (AVV) und die in Brandenburg erlassene 
Neufassung zugehöriger Vollzugshinweise. 
Die bei der Maßnahme anfallenden Abfälle sind gemäß den Vor-
schriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), der auf dieser 
Grundlage erlassenen Verordnungen und der 
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Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Oberhavel, vorrangig 
zu verwerten bzw. zu entsorgen. Fallen Abfälle an, die gemäß § 48 
KrWG i.V.m. der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) als gefährlich 
einzustufen sind, sind diese der SBB Sonderabfallentsorgungsge-
sellschaft Brandenburg/Berlin mbH, Großbeerenstraße 231 in 
14480 Potsdam anzudienen. 

101.15 Hinweise des 
öffentlich-
rechtlichen 
Entsorgungs-
trägers 

Der Landkreis Oberhavel entsorgt die in seinem Gebiet angefalle-
nen und überlassenen Abfälle im Rahmen der Gesetze und nach 
Maßgabe der Abfallentsorgungssatzung. 
Um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung für dieses Vorhaben 
zu gewährleisten, ist eine entsprechende Verkehrserschließung si-
cherzustellen. Dazu weise ich auf die Anforderungen an die stra-
ßenmäßige Erschließung wie folgt hin: 
Gemäß § 2 Abs. 3 Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutz-
gesetz (BbgAbfBodG) ist bei der Wahrnehmung von Planungs-, 
Verkehrs- und Ansiedlungsangelegenheiten auf notwendige Flä-
chen für Abfallsammelbehälter sowie auf eine sichere Zuwegung 
zum Abtransport der Siedlungsabfälle durch Abfallsammelfahr-
zeuge, insbesondere durch ausreichend breite Straßen und Wen-
demöglichkeiten, zu achten. 
Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass alle Grundstücke an die 
Abfallentsorgung angeschlossen werden können. Dazu sind beim 
Befestigen, Aus- und Neubau von Erschließungsstraßen Fahr-
bahnbreiten und Fahrkurven für die Benutzung durch 3-achsige 
Entsorgungsfahrzeuge auszulegen. Die Richtlinien für die Anlage 
von Stadtstraßen (RASt 06) sind zu beachten. 

Die Hinweise zu der ordnungsgemäßen Erschließung des Plan-
gebiets werden zur Kenntnis genommen. Die Anforderungen an 
die Zuwegung, Befahrbarkeit und Aufstellungsmöglichkeiten für 
Abfallsammelbehälter gemäß § 2 Abs. 3 BbgAbfBodG sowie die 
Hinweise zur Einhaltung der RASt 06 und zur Vermeidung von 
Rückwärtsfahrten werden in den weiteren Planungsphasen be-
rücksichtigt. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Die Belastbarkeit der zu befahrenden Verkehrsflächen ist für die 
Achslast gemäß § 34 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung von 
3-achsigen Entsorgungsfahrzeugen sicherzustellen. 
Bei Sackgassen sind Wendeanlagen (Wendehammer, Wende-
schleife, Wendekreis) nach RASt 06 für ein 3-achsiges Entsor-
gungsfahrzeug zu planen bzw. zu berücksichtigen, da ein Rück-
wärtsfahrverbot für Entsorgungsfahrzeuge gemäß Unfallverhü-
tungsvorschrift Müllbeseitigung besteht. 
Die an die Verkehrsflächen angrenzenden Randbereiche sind so 
auszuführen, dass die Voraussetzungen zur satzungsgemäßen 
Aufstellung der Abfallbehälter vor dem angeschlossenen Grund-
stück erfüllt werden. 
Für den Fall, dass eine grundstücksnahe Abfallentsorgung nicht 
möglich ist, sind geeignete Sammelplätze bzw. Sammelstellen zur 
Verfügung zu stellen. 

101.16 Belange des 
Bereiches 
Landwirtschaft 

Landwirtschaftliche Belange sind durch das Vorhaben nicht betrof-
fen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass landwirtschaftliche Be-
lange durch das Vorhaben nicht betroffen sind. 
Keine Abwägung erforderlich 

101.17 Belange des 
Bereiches 
Jagd- und Fi-
schereiwesen 

Fischereirechtliche Belange sind durch das Vorhaben nicht betrof-
fen. 
Sollte das Vorhaben Auswirkungen auf die bejagbaren Flächen ha-
ben oder in der Folge zum Wegfall bejagbarer Flächen führen, sind 
die betroffenen Jagdgenossenschaften und Inhaber der Eigen-
jagdbezirke zu beteiligen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass fischerrechtliche Belange 
durch das Vorhaben nicht betroffen sind. Der Hinweis auf die be-
jagbaren Flächen wird zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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101.18 Belange des 
Fachdienstes 
Liegenschafts-
kataster 

Mit der vorliegenden Planung werden Belange des Fachdienstes 
Liegenschaftskataster nicht berührt. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des Fachdienstes 
Liegenschaftskataster mit der Planung nicht berührt werden. 
Keine Abwägung erforderlich 

101.19 Belange des 
Fachdienstes 
Mobilität und 
Verkehrslen-
kung 

Gegen das Vorhaben bestehen aus verkehrsbehördlicher Sicht 
grundsätzlich keine Bedenken. 
Die zur inneren Erschließung angedachten Verkehrsflächen sollen 
als verkehrsberuhigte Bereiche (Z 325.1/ 325.2 StVO) ausgewie-
sen werden. Die örtlichen und baulichen Voraussetzungen für die 
Kennzeichnung verkehrsberuhigter Bereiche sind in der Verwal-
tungsvorschrift (VwV) zu den Richtzeichen 325/326 Straßenver-
kehrs-Ordnung (StVO) aufgeführt. An diese Vorgaben sind die 
Straßenverkehrsbehörden zwingend gebunden. Verkehrsberu-
higte Bereiche sind öffentliche Verkehrsflächen mit Aufenthalts- 
und Bewegungsraum für alle Verkehrsarten und Teilnehmer, in de-
nen aber der sonst bewährte und im Sicherheitsinteresse wichtige 
Trennungsgrundsatz der Verkehrsarten (Fußgänger, Fahrzeuge) 
nicht gilt. Da diese Preisgabe des Separationsprinzips eine Gefah-
rensteigerung in sich birgt, müssen die mit Z 325/326 StVO be-
schilderten Verkehrsflächen bereits durch ihre bauliche Gestaltung 
den Eindruck vermitteln, dass die Aufenthaltsfunktion überwiegt 
und der Fahrzeugverkehr eine untergeordnete Bedeutung hat. Es 
wird darauf verwiesen, dass in verkehrsberuhigten Bereichen ein 
allgemeines Parkverbot besteht. Nach der VwV-StVO zu § 42 zu Z 
325/326 Nr. I ist grundsätzlich ausreichend Vorsorge für den ru-
henden Verkehr zu treffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Aus verkehrs-
behördlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine Bedenken. Die 
Hinweise werden in den weiteren Planungen berücksichtigt. Das 
gesetzlich erforderliche Einvernehmen der Gemeinde zur Anord-
nung verkehrsberuhigter Bereiche wird im weiteren Verfahren 
hergestellt.  
Keine Abwägung erforderlich  
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Als elementare Rechtmäßigkeitsvoraussetzung für die Anordnung 
eines Verkehrsberuhigten Bereiches ist die Herstellung des ge-
meindlichen Einvernehmens gesetzlich vorgeschrieben. Aufgrund 
einer obergerichtlichen Entscheidung wurde klargestellt, dass für 
die Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens die Kommunal-
vertretung nach § 28 Absatz 1 Brandenburgische Kommunalver-
fassung (BbgKVerf) originär zuständig ist, sofern diese Sachent-
scheidungskompetenz von der Kommunalvertretung nicht dele-
giert worden ist. 
Für die nach § 45 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung (StVO) neu 
anzuordnenden Verkehrszeichen ist unmittelbar vor Fertigstellung 
der Verkehrszeichenplan zur Anordnung vorzulegen. Hierbei ist zu 
beachten, dass die gegenwärtig vorhandenen und neu anzuord-
nenden Verkehrszeichen gesondert aufgeführt sind. 
Durch diese Stellungnahme bleibt eine aufgrund anderer Vorschrif-
ten bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmigungen, 
Bewilligungen oder Anordnungen, insbesondere auf Grundlage 
der StVO, unberührt. 

101.20 Belange des 
Fachdienstes 
Brand-, Bevöl-
kerungsschutz 
und Rettungs-
dienst  

Die Belange des Brand-, Bevölkerungsschutz und Rettungsdiens-
tes sind nicht betroffen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des Bevölke-
rungsschutz und Rettungsdienstes nicht betroffen sind. 
Keine Abwägung erforderlich 
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101.21 Belange des 
Bereiches 
Schulangele-
genheiten 

Belange des Bereiches Schulangelegenheiten sind von der vorlie-
genden Planung nicht betroffen. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des Bereiches 
Schulangelegenheiten von der vorliegenden Planung nicht betrof-
fen sind. 
Keine Abwägung erforderlich 

101.22 Belange des 
Fachdienstes 
Technische 
Bauauf-
sicht/vorbeu-
gender Brand-
schutz 

1- Zugänglichkeit für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr: 
Mit Bezug zu §5(1) BbgBO sind für Objekte, die mehr als 50 m vom 
öffentlichen Straßenland entfernt sind, Zufahrten und Bewegungs-
flächen für die Feuerwehr herzustellen. 
Diese Flächen sind mit Bezug zur MWV TB (A 2.2.1.1) nach den 
Vorgaben der MRLFLFW (Muster-Richtlinien über Flächen für die 
Feuerwehr (10-2009)) bereits mi BPL zu berücksichtigen. 
2 - Rettungshöhe zur Sicherstellung der zweiten Rettungswege bei 
drei Vollgeschossen:  
Bei Rettungshöhen zur Sicherstellung der zweiten Rettungswege 
von mehr als 8,0 m sind nach §33(3) BbgBO Aufstellflächen für 
Hubrettungsgeräte der Feuerwehr vorzusehen. Diese Aufstellflä-
chen und damit einhergehende Zufahrten aus dem öffentlichen 
Straßenland sind mit Bezug zur MVV TB (A 2.2.1.1) nach den Vor-
gaben der MRLFLFW (Muster-Richtlinien über Flächen für die Feu-
erwehr (10-2009) bereits mi BPL zu berücksichtigen. 
3 - Löschwasserversorgung: 
Mit Bezug zu §14 BbgBO und DVGW-Arbeitsblatt W405 ist eine 
Löschwasserversorgung in Höhe von mindestens 48m/h einer hin-
dernisfreien Verfügbarbarkeit von Löschwasserentnahmestellen 
mi Umkreis von maximal 300 m zu baulichen Anlagen bereits mi 
BPL zu bewerten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Anforde-
rungen zur Erschließung für Feuerwehrfahrzeuge, zur Sicherstel-
lung zweiter Rettungswege und zur Löschwasserversorgung wer-
den im Rahmen der weiteren Planung gemäß den geltenden Vor-
gaben berücksichtigt. 
Keine Abwägung erforderlich 
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101.23 Allgemeine 
Bemerkungen 

Diese Stellungnahme entbindet nicht von notwendigen Abstim-
mungen oder Genehmigungen. Für ein Erörterungsgespräch mit 
Bezug auf die o. g. Satzung steht die im Briefkopf genannte Sach-
bearbeiterin bei Bedarf gerne zur Verfügung 

Die allgemeinen Bemerkungen sind zur Kenntnis genommen.  
Keine Abwägung erforderlich 

102.1 Beurteilung 
der Planungs-
absicht 

 

 
Erläuterung: 
Der Bebauungsplan hat die städtebauliche Entwicklung einer ca. 
1,75 ha großen Fläche im Ortsteil Mühlenbeck, südlich der 
Schönfließer Straße, als allgemeines Wohngebiet mit öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen zum Inhalt. Es sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 10 zweige-
schossigen Doppelhäusern und 3 Mehrfamilienhäusern geschaf-
fen werden. 
Innerhalb der Gemeinde Mühlenbecker Land übernimmt der Orts-
teil Mühlenbeck die Funktion eines Grundfunktionalen Schwer-
punktes (vgl. Z 1 ReP GSP). Grundfunktionale Schwerpunkte sind 
weitere Schwerpunkte der Wohnsiedlungsentwicklung. Sie dienen 
der räumlichen Bündelung von Einrichtungen der überörtlichen 
Grundversorgung. Die Bündelungsfunktion der Grundfunktionalen 
Schwerpunkte soll gesichert, gestärkt und entwickelt werden (vgl. 
G 2 ReP GSP). Die angezeigte Planung wird dahingehend als 
funktionsgerecht beurteilt. Im Übrigen trifft der Regionalplan für 
den in Rede stehenden räumlichen und sachlichen 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Ziele der Raumord-
nung nicht entgegenstehen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Geltungsbereich keine Festlegungen. Insofern stehen der Planung 
keine Erfordernisse der Regionalplanung entgegen. 

102.2 Redaktionelle 
Hinweise 

Die Im Kapitel 4.1.2 angeführten rechtswirksamen Belange der Re-
gionalplanung beschränken sich aktuell auf die Sachlichen Teil-
pläne „Rohstoffsicherung“ (ReP-Rohstoffe) und "Grundfunktionale 
Schwerpunkte" (ReP GSP). Näheres dazu entnehmen Sie bitte 
den u.g. Hinweisen. Für den derzeit im Verfahren befindlichen 
Sachlichen Teilplan „Windenergienutzung (2024)“ wurde vom 18. 
Dezember 2024 bis einschließlich 18. März 2025 die förmliche Be-
teiligung durchgeführt (vgl ABl. für Brandenburg Nr. 49 v. 11. De-
zember 2024). Erst mit Veröffentlichung eines die Ergebnisse der 
Beteiligung berücksichtigenden Planentwurfes sind die in Aufstel-
lung befindlichen Zielen der Raumordnung in Abwägungs- oder Er-
messensentscheidungen zu berücksichtigen (§4 (1) ROG). Die ge-
planten Festlegungen des Regionalplans begründen kein Konflikt-
potenzial gegenüber der angezeigten Planung. 

Die redaktionellen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.	
Der Sachliche Teilplan „Windenergienutzung (2024)“ befindet 
sich noch im Aufstellungsverfahren; aus diesem ergeben sich ak-
tuell keine abwägungserheblichen Konflikte für die vorliegende 
Planung.  
Keine Abwägung erforderlich 

102.3 Allgemeine 
Hinweise 

Bewertungsgrundlagen 
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Roh- 
stoffe) vom 24. November 2010 (ABl. 2012 S. 1659) 
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. Ok-
tober 2020 (ABl. S. 1321) 
 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Bindungswirkung 
Von den regionalplanerischen Zielen gehen eine Anpassungs-
pflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB bzw. eine Beachtenspflicht ge-
mäß § 4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung sind in der Abwägung zu berück-
sichtigen (ebd.). 
 
Hinweise 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" wurde mit Be-
scheid vom 14. Februar 2012 teilweise genehmigt. Von der Geneh-
migung ausgenommen sind die Festlegung des Vorbehaltsgebie-
tes Nr. 65 "Sicherung oberflächennaher Rohstoffe" sowie die Fest-
legungen zur "Steuerung der Windenergienutzung". Der Regional-
plan wurde zum Zwecke der Bekanntmachung entsprechend re-
daktionell angepasst und trägt nunmehr die Bezeichnung Regio-
nalplan "Rohstoffsicherung". 
 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Freiraum und Windenergie" wurde mit Bescheid vom 17. 
Juli 2019 teilweise genehmigt. Von der Genehmigung ausgenom-
men sind die Festlegungen zur Steuerung der raumbedeutsamen 
Windenergienutzung. Hiergegen hat die Regionale Planungsge-
meinschaft Prignitz-Oberhavel Rechtsmittel eingelegt. Die Festle-
gungen zum “Freiraum” und zu den “historisch bedeutsamen Kul-
turlandschaften” wurden genehmigt, eine Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg ist jedoch nicht erfolgt. 
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Vor dem Hintergrund veränderter rechtlicher Rahmenbedingungen 
wurde das anhängige Klageverfahren zum Sachlichen Teilplan 
"Freiraum und Windenergie" eingestellt. Infolgedessen finden auch 
die Festlegungen zum Freiraum und zu den historisch bedeutsa-
men Kulturlandschaften keine Anwendung mehr. 
 
Durch die regionalplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund 
anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von 
Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 
 

• Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens bitten wir um 
Information über den Planungsfortgang und die Genehmi-
gungsinhalte. 

201.1 Gemeinsame 
Landespla-
nung 

 

 
Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung an kom-
munalen Bauleitplanungen zu den Inhalten der Landesplanung 
(LEPro, LEP HR, LEP FS, Braunkohleplanung). Die Belange der 
Regionalplanung, insbesondere auch die beachtenspflichtigen re-
gionalplanerischen Ziele, werden durch die Regionale Planungs-
gemeinschaft vertreten. Die Regionale Planungsgemeinschaft ist 
als Träger öffentlicher Belange durch die Kommune direkt zu be-
teiligen. 
 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Ziele der Raumordnung 
der Planung nicht entgegenstehen.  
Keine Abwägung erforderlich 
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Erläuterungen: 
Ziel des o. g. Vorhabens ist die planungsrechtliche Sicherung eines 
etwa 1,75 ha großen Plangebiets für die wohnbauliche Erschlie-
ßung südlich der Schönfließer Straße. 
Die Planung ist aus raumordnerischer Sicht als Innenentwicklung 
zu werten und steht somit nicht im Widerspruch zu Ziel Z 5.5. LEP 
HR. 

201.2 Rechtliche 
Grundlagen 
und Hinweise 

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht  
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 
18.12.2007, (GVBl. I S. 235) Landesentwicklungsplan 
Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 
(GVBl. II, Nr. 35)  
 
Bindungswirkung  
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der 
Raumordnung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung können 
im Rahmen der Abwägung nicht überwunden werden.  
Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumordnung sind aus den o. g. 
Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln 
und im Rahmen der Abwägung angemessen zu berücksichtigen.  
 
Hinweise  

• Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur 
Beurteilung der Planung geführt haben, nicht wesentlich 
geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im weiteren 
Verfahren berücksichtigt.  
Keine Abwägung erforderlich 
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Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung 
unberührt.  

• Wir bitten, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in 
digitaler Form durchzuführen (E-Mail oder Download-Link) 
und dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu 
nutzen: gl5.post@gl.berlin- brandenburg.de.  

• Wir bitten, Mitteilungen über das Inkrafttreten von 
Bauleitplänen sowie Satzungen nach § 34 (4) BauGB oder 
die Einstellung von Verfahren nur in digitaler Form (E-Mail 
oder Download-Link) zu senden an unser 
Referatspostfach gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de 
sowie zur Aktualisierung des 
Raumordnungskatasters/PLIS zusätzlich an das 
LBV/Raumbeobachtung: PLIS@lbv.brandenburg.de.  

• Information für den Fall der Erhebung personenbezogener 
Daten siehe folgenden Link: https://gl.berlin-
brandenburg.de/wp-content/uploads/Info-
personenbezogene-Daten-GL-5.pdf.  

202 Landesbetrieb 
Forst Branden-
burg – untere 
Forstbehörde 

Im Bereich der genannten Planungen sind bisher keine Boden-
denkmale bekannt. Da bei Erdarbeiten jedoch unvermutet bisher 
unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden können, weisen wir 
als brandenburgische Fachbehörde für Bodendenkmale darauf 
hin, dass nach dem „Gesetz über den Schutz und die Pflege der 
Denkmale und Bodendenkmale im Land Brandenburg vom 24.Mai 
2004“ (GVBl Land Brandenburg Nr. 9 vom 24. Mai 2004, S. 215 ff.) 
folgende Verpflichtungen bestehen: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Bereich der genannten 
Planungen bislang keine Bodendenkmale bekannt sind. Der Hin-
weis auf die gesetzlichen Regelungen des Brandenburgischen 
Denkmalschutzgesetzes wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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1. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzun-
gen, Erdverfärbungen, Holzpfähle, Scherben, Stein- oder 
Metallgegenstände, Knochen o.ä., entdeckt werden, sind 
diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 
und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmal-
pflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen 
(§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen Boden-
denkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis 
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige, auf Verlangen 
der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber hinaus, in 
unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter 
Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 
Abs. 3 BbgDSchG). 

2. Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologischen Landesmuseum zu über-
geben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 

204 Landesamt für 
Bauen und 
Verkehr 

Gegen die vorliegende Planung bestehen im Hinblick auf die zum 
Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr 
gehörenden Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennah-
verkehr, Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Be-
denken.  
Anlagen der Eisenbahn sowie schiffbare Landesgewässer werden 
nicht berührt.   
Eine Beurteilung des Vorentwurfs hinsichtlich der Betroffenheit 
straßenbaulicher und straßenplanerischer Belange liegt in der Zu-
ständigkeit des jeweiligen Straßenbaulastträgers.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht des Landesam-
tes für Bauen und Verkehr keine Einwände gegen die Planung 
bestehen und keine Betroffenheit der genannten Verkehrsberei-
che festgestellt wird. Hinweise zu ggf. notwendigen Genehmigun-
gen werden beachtet und im weiteren Verfahren berücksichtigt.  
Keine Abwägung erforderlich 
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Für die Verkehrsbereiche übriger ÖPNV, Schienenpersonennah-
verkehr, ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Landeswasserstraßen 
und Häfen liegen mir Informationen zu Planungen, die das Vorha-
ben betreffen können, nicht vor.  
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund 
anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von 
Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt.  

206 Umwandlung 
Wald 

Für die Beurteilung der Waldeigenschaft ist gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 
6 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaIdG) die untere 
Forstbehörde örtlich und sachlich zuständig. Bei den genannten 
Flurstücken des beplanten Gebiets ist Wald im Sinne des § 2 
LWaIdG betroffen. 
In der Stellungnahme zum „Entwurf des Flächennutzungsplans mit 
integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB" vom 24.02.2025 äußerte sich das Forst-
amt Oberhavel bereits zu den Flurstücken, welche den nun vorge-
legten Bebauungsplan Nr. 62 betreffen: 

 
Im Einzelfall kann der Walderhalt als öffentlicher Belang der Raum-
ordnung eine so große Bedeutung haben, dass im Ergebnis der 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Umwandlung des Wal-
des in Aussicht gestellt wird. Ebenfalls wird zur Kenntnis genom-
men, dass bei den genannten Flurstücken des beplanten Gebiets 
Wald im Sinne des § 2 LWaIdG betroffen ist.  
Schriftliche Stellungnahme des Forstamtes Oberhavel vom 
02.02.2026: 
Sollte der Bebauungsplan in der Form des Verfahrensstandes 
vom Mai 2025 umgesetzt werden, würden 1,48 ha Wald verloren 
gehen - das betrifft rein die Flächengröße. 
Die Kompensation erfolgt dann regelmäßig als Ersatzaufforstung 
in einem Verhältnis von min. 1:1, um einen materiellen Ausgleich 
der Umwandlung von bestockten Waldflächen zu schaffen. 
Unter bestimmten Umständen kann sich ein höherer Kompensa-
tionsfaktor ergeben, der hier auf den ersten Blick nicht zum Tra-
gen kommt. 
Erstaufforstungen sind grundsätzlich zu beantragen (s. §9 Wald-
gesetz des Landes Brandenburg). Eine vorherige Absprache der 
Maßnahme mit dem Forstamt erleichtert die Sache. 
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Abwägung eine Waldumwandlung nach § 8 Abs. 2 LWaldG von 
der unteren Forstbehörde versagt werden muss. 
Für die Gemarkung Mühlenbeck wurde ein Waldanteil von 30% er-
mittelt. Die Waldeigenschaft stellt allein auf objektive Kriterien ab 
und beschränkt sich auf die aktuell vorgefundene Situation, die 
sich wie folgt darstellt: 
Die Fläche ist aktuell bestockt, die Bestockung besteht aus Suk-
zessionsvegetation, die aus Naturverjüngung hervorgegangen ist. 
Die als Wald geltende Fläche hat keinen Anschluss an andere 
Waldflächen, sie liegt bereits fast vollständig durch Bebauung ab-
gegrenzt zwischen der Schönfließer und der Berliner Straße. 
Aus forstbehördlicher Sicht kann zum aktuellen Zeitpunkt für den 
benannten Bereich unter Voraussetzung der Einhaltung der ent-
sprechenden Baugenehmigungsverfahren die Umwandlung in 
Aussicht gestellt werden. 

Die Ersatzaufforstung muss so angelegt sein, dass die Entwick-
lung einer standortgerechten, naturnahen Waldgesellschaft ge-
währleistet ist, d. h. die Baumarten richten sich nach dem Stand-
ort der Ausgleichsfläche. Dazu kann es also erst genaue Festle-
gungen geben, wenn die Ausgleichsfläche feststeht. 
Qualitative Kompensationsmaßnahmen sind möglichst in unmit-
telbarer Nähe der umzuwandelnden Waldfläche durchzuführen. 
Ist dies nicht möglich, sind die Kompensationsmaßnahmen 
grundsätzlich jedoch im betroffenen Naturraum zu verwirklichen. 
Regelmäßig also immer in räumlicher Nähe. Steht in dem be-
troffenen Naturraum keine geeignete Fläche für eine Kompensa-
tion zur Verfügung, kann im Einzelfall der Suchraum auf die be-
nachbarten Naturräume ausgedehnt werden - so lautet es in der 
entsprechenden Verwaltungsvorschrift. 
Die Ausgleichsfläche wird durch die Forstbehörde im Hinblick auf 
den erwünschten Erfolg kontrolliert. Abgenommen wird die Flä-
che, wenn sie hinsichtlich Flächenumfang, Durchführung (u. a. 
Baumarten, Baumartenmischung und Pflanzverband) und An-
wuchserfolg dem Bescheid entsprechen. 
Abwägungsvorschlag: 
Keine Änderung der Planung 

207.1 Landesamt für 
Bergbau, Geo-
logie und Roh-
stoffe 

B Stellungnahme  
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung.  
1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. Ä. der 
Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können:  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des Landes-
amtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe von der Planung 
nicht berührt werden und dass keine Einwände sowie keine Be-
rührungen mit Angabe des Sachstands bestehen.  
Keine Abwägung erforderlich 
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Keine.  
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan 
berühren können, mit Angabe des Sachstands:  
Keine.  

207.2 Allgemeine 
Hinweise 

Geologie:  
Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR 
abgefragt werden.  
Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig ge-
planten Bohrungen oder geophysikalischen Untersuchungen be-
stehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§ 8ff Ge-
setz zur staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur 
Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereitstellung geologi-
scher Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)).  
Auf das Anzeigeportal des LBGR https://bohranzeige-branden-
burg.de wird verwiesen.  
 
Hinweise:  
Innerhalb des LBGR wird die Bearbeitung / Darstellung des TöB – 
Beteiligungsprozesses komplett digital abgebildet. Für eine effizi-
ente, widerspruchsfreie und fristgerechte Bearbeitung des TöB – 
Prozesses im LBGR ist es dabei notwendig, das Datenaustausch-
format XPlan zur Unterstützung eines verlustfreien Austausches 
von Bauleitplänen, Raumordnungsplänen und Landschaftsplänen 
zwischen unterschiedlichen IT-Systemen zu nutzen. Dieses For-
mat ist seit dem 5. Oktober 2017 vom IT-Planungsrat gemäß §12 
des Gesetzes über die elektronische Verwaltung im Land 

Die Hinweise zu den Auskünften zur Geologie werden zur Kennt-
nis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Brandenburg (Brandenburgisches E-Government-Gesetz - BbgE-
GovG) verbindlich als Austauschstandard im Planungsbereich 
festgelegt worden. Ergänzend besteht die Möglichkeit, die Pla-
nungsflächen bei Beteiligungsverfahren als GIS Standard shape 
EPSG – Code 25833 zu übersenden.  
Eine Übersendung einfacher pdf-Dokumente als Planungsgrund-
lage und Darstellung der Planungsflächen genügt diesen Ansprü-
chen nicht! Zur weiteren Generalisierung des TöB- Prozesses ist 
zukünftig bei Beteiligungen des LBGR, vorrangig das Bauleitpla-
nungsportal des Landes Brandenburg und zwingend die E-Mail-
Adresse lbgr@lbgr.brandenburg.de zu nutzen. Nur unter dieser E-
Mail-Adresse ist ein ständiger Datenabruf im Vertretungs- oder 
Krankheitsfall etc. gewährleistet.  
Durch die zunehmende Anzahl von Beteiligungen des LBGR an 
Bauleitplanungsverfahren, ist eine fristgerechte Bearbeitung der 
TöB – Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 Satz 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) i.V.m. der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
nach dem Baugesetzbuch im Land Brandenburg (TöB-Runderlass 
- TöB-RdErl) nur unter den Voraussetzungen einer digitalen Da-
tenbereitstellung der Planungsflächen möglich.  

208.1 Landesamt für 
Umwelt – 
Fachabteilun-
gen Wasser-
wirtschaft und 
Naturschutz 

Die übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung 
des Belangs Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkei-
ten des Wasserwirtschaftsamtes gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, 
Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt (LfU) zur 
Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung wird 
für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es bestehen 
seitens der Fachabteilungen Wasserwirtschaft und Naturschutz 
keine Einwände. Die Hinweise der Fachabteilung Immissions-
schutz werden in der weiteren Planung berücksichtigt. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Umsetzung beiliegende Stellungnahme der Fachabteilung Immis-
sionsschutz übergeben. Die Fachabteilungen Wasserwirtschaft 
und Naturschutz zeigen keine Betroffenheit an.  

208.2 Immissions-
schutz 

1. Planungsziel  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes, hier Vorentwurf Stand 
24.03.2025, sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Errichtung von Wohngebäuden (20 Doppelhäuser und drei 
Mehrfamilienhäuser, Gemeinschaftstiefgarage) sowie für die Er-
schließung geschaffen werden. Zu diesem Zweck werden u. a. 
zwei Allgemeine Wohngebiete (WA) und Verkehrsflächen beson-
derer Zweckbestimmung festgesetzt. Die Aufstellung erfolgt im Re-
gelverfahren mit Umweltbericht. Im Flächennutzungsplan für den 
OT Mühlenbeck wird die Fläche als Wohnbaufläche dargestellt. 
Somit kann der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt werden.  
Plangebiet 
Das Plangebiet befindet sich südwestlich des Zentrums im OT 
Mühlenbeck, südlich der Schönfließer Straße (L 30), ca. 55 m 
westlich der Berliner Straße (L 121) und ca. 200 m nördlich der 
Gleisanlagen der S-Bahn (S1, S8), innerhalb von umgebender Ein-
zelhausbebauung. Im nahen Umfeld befinden sich kleinere ge-
werbliche Nutzungen (z. B. Getränkemarkt, Autowerkstatt).  
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einer 
Größe von 1,75 ha umfasst in der Gemarkung Mühlenbeck, Flur 4, 
die Flurstücke 159/3 (tlw.), 527/165, 1249/165 1250/165.  
 
 

Auf der Grundlage des im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes erstellten Verkehrslärmgutachtens vom September 
2025 werden in den Bebauungsplan folgende textliche Festset-
zungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB zum Schutz vor Verkehrs-
lärm aufgenommen (Schalldämmung der Fassaden von schutz-
bedürftigen Räumen von Wohnungen): 
- Nördlich der Linie EF müssen die Fassaden ein Bau-Schall-
dämm-Maß von Rʼw,ges ≥ 42 dB aufweisen. 
- Südlich der Linie EF müssen die Fassaden ein Bau-Schall-
dämm-Maß von Rʼw,ges ≥ 40 dB aufweisen. 
 
Bei der Ermittlung der Bau-Schalldämm-Maße der Fassaden sind 
die Korrekturwerte KAL gemäß DIN 4109-2 zu berücksichtigen. 
Die Bau-Schalldämm-Maße sind auch unter Berücksichtigung 
von Lüftungsanlagen einzuhalten. 
 
Zum Schutz vor Lärm müssen bei Wohnungen in Gebäuden 
nördlich der Linie CD  
- bauliche Maßnahmen realisiert werden, so dass vor einem 
Fenster von mindestens 50 % der schutzbedürftigen Räume ein 
Beurteilungspegel / Nacht von Lr,N < 50 dB(A) nicht überschritten 
wird 
oder 
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2. Stellungnahme 
2.1 Rechtsgrundlagen 
Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen 
Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG1 sind bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgese-
henen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelt-
einwirkungen so weit wie möglich vermieden werden. Mögliche 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG können 
durch die Emissionen ausgehender Luftverunreinigungen, Geräu-
sche, Erschütterungen, Licht und ähnliche Erscheinungen hervor-
gerufen werden. Hinweise zur Berücksichtigung des Schallschut-
zes bei der Städtebaulichen Planung gibt die DIN 18005 Teil 1 
„Schallschutz im Städtebau“ vom Juli 2023.  
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
Anforderungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
u. a. mit Pflichten der Betreiber von nicht genehmigungsbedürften 
Anlagen sind in den §§ 3, 22 und § 66 Abs. 2 BImSchG, in den 
Verordnungen zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes wie der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung)2, 
der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm)3 
und der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft)4 
geregelt. Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen 
werden anhand der Lichtleitlinie5 ermittelt und bewertet. Die Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm –Geräu-
schimmissionen (AVV-Baulärm)6 gilt für den Betrieb von Bauma-
schinen auf Baustellen und beinhaltet Bestimmungen zur Anord-
nung von Immissionsrichtwerten zum Schutz der Nachbarschaft.  

- besondere Fensterkonstruktionen in mindestens 50 % der 
schutzbedürftigen Räume vorgesehen werden, mit denen ein Be-
urteilungspegel / Innen von 30 dB(A) bei mindestens einem teil-
geöffneten Fenster nicht überschritten wird  
oder 
- Maßnahmen gleicher Wirkung vorgesehen werden. 
 
Nördlich der Linie AB sind bei Außenwohnbereichen bauliche 
Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, so dass Beurteilungspe-
gel von Lr,Tag < 65 dB(A) eingehalten wird. 
 
Wird durch ergänzende schalltechnische Untersuchungen für 
konkrete Planvorhaben nachgewiesen, dass sich z.B. durch Ab-
schirmung des eigenen Gebäudes oder andere Maßnahmen ge-
ringere maßgebliche Außenlärmpegel ergeben, sind diese zur Er-
mittlung der erforderlichen Bau-Schalldämm-Maße gemäß DIN 
4109-2 heranzuziehen. 

 
Blendwirkungen, die die gesunden Wohnverhältnisse beeinträch-
tigen können, sind durch die Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht absehbar. Nach dem derzeitigen Stand der Technik können 
blendarme Solarmodule verwendet werden. Eine konkrete Unter-
suchung zu Blendwirkungen ist auf der Ebene des Bebauungs-
plans nicht möglich, da es sich um einen Angebotsbebauungs-
plan handelt und die genaue Ausrichtung und Stellung der Ge-
bäude noch nicht feststehen. 
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2.2 Immissionsschutz  
Bisher wurden in der Begründung bzw. im Umweltbericht keine 
Aussagen zum Immissionsschutz getroffen.  
Auf das Plangebiet wirken im Wesentlichen die Geräuschimmissi-
onen der anliegenden Schönfließer Straße (L 30), der ca. 85 m 
östlich des Plangebietes führenden Berliner Straße (L 121) sowie 
der ca. 200 m südlich der Plangebietsgrenze befindlichen Gleisan-
lagen der S-Bahn (S1, S8). Nicht auszuschließen sind Geräu-
schimmissionen eines Getränkehandels und einer Autowerkstatt.  
Die Beurteilung des Belanges Schallschutz erfolgt in der städte-
baulichen Planung vor allem auf der Grundlage der DIN 18005 
Schallschutz im Städtebau. Für Allgemeine Wohngebiete gelten 
Orientierungswerte für den Beurteilungspegel von 55 dB(A) am 
Tag und 40 bzw. 458 dB(A) in der Nacht.  
Dem Landesamt für Umwelt (LfU) liegen Verkehrszahlen aus dem 
Jahr 2021 für die Schönfließer Straße (DTV: 5370 Kfz/Tag) und die 
Berliner Straße (DTV: 9251 Kfz/Tag) vor. Diese Verkehrsbelegun-
gen sind geeignet, im Plangebiet Beurteilungspegel hervorzurufen, 
welche die Orientierungswerte DIN 18005, Beiblatt 1, für Allge-
meine Wohngebiete überschreiten. Hieraus können sich Anforde-
rungen an das Bauschalldämmmaß zum Schutz der Innenräume, 
auf Grundlage der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, ergeben, 
die in Abhängigkeit vom ermittelten Außenlärmpegel ein für die Au-
ßenbauteile erforderliches Luftschalldämmmaß, differenziert nach 
Nutzungsarten, vorgibt. Im Bedarfsfall sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB9 entsprechende Festsetzungen zu verankern. Ebenso 

Eine Ergänzung des Umweltberichtes um die Belange Klima, Luft 
und Mensch erfolgt. Das LfU wird gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB weiterhin in das Verfahren einbezogen. 
Abwägungsvorschlag: 
Änderung der Planung 
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sind der Schutz der Außenwohnbereiche sowie vorhandene wei-
tere emittierende Nutzungen zu berücksichtigen.  
Aufgrund der verschiedenen Lärmquellen sowie der hohen Ver-
kehrsbelegung der anliegenden Straßen sollte im vorliegenden Fall 
ein Lärmschutzgutachten erstellt werden.  
 
Auswirkungen schwerer Unfälle in Betriebsbereichen 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich nicht in-
nerhalb von Abständen einer Anlage mit Betriebsbereich im Sinne 
von § 3 Abs. 5a BImSchG, die nach § 50 BImSchG eine weiterge-
hende Berücksichtigung von Auswirkungen schwerer Unfälle, die 
in Anlagen mit Betriebsbereich hervorgerufen werden können, er-
fordert.  
 
3. Fazit  
Die Planung berührt immissionsschutzrechtliche Belange. Bisher 
wurden hierzu in der Begründung keine Aussagen getroffen. Die 
Ausführungen hierzu sind im weiteren Verfahren zu ergänzen.  
Der Umweltbericht enthält bisher keine Ausführungen zu den für 
den Immissionsschutz relevanten Schüttgütern Klima, Luft und 
Mensch. Diese sollen im weiteren Verfahren ergänzt werden. Hier-
bei sollte der IST-Zustand, die Auswirkungen der Planung darge-
stellt und bewertet sowie entsprechende Schlussfolgerungen ge-
zogen werden.  
Aufgrund der zu erwartenden Lärmimmissionen sollte ein Lärm-
schutzgutachten erstellt werden, um zur Wahrung gesunder Wohn-
verhältnisse geeignete Maßnahmen der Minderung zu ermitteln 



17. Juli 2026 
Aufstellung des Bebauungsplans GML Nr. 62 „Wohnbebauung südlich Schönfließer Straße“, Gemeinde Mühlenbecker Land Ortsteil Mühlenbeck 
Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit   
 
 

 
   Seite 40 

Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

und im Bebauungsplan festsetzen zu können. Dabei sind auch der 
Schutz der Außenwohnbereiche sowie vorhandene weitere emit-
tierende Nutzungen zu berücksichtigen.  
 
4. Hinweis  
Entsprechend der textlichen Festsetzung Nr. 7 sollen mind. 50 % 
der Dachflächen von Wohngebäuden mit Photovoltaikmodulen 
ausgestattet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass Photovol-
taikanlagen nach § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) als nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten 
und zu betreiben sind, dass nach dem Stand der Technik vermeid-
bare schädliche Umweltbeeinträchtigungen verhindert werden. 
Durch diese Anlagen entstehen Lichtemissionen, die zu schädli-
chen Blendwirkungen in der näheren Umgebung führen können (s. 
Licht-Leitlinie5). Ggf. ist die Erstellung eines Blendgutachtens er-
forderlich. Auch sind eventuelle Geräuschemissionen zu beachten. 
Hinsichtlich der elektromagnetischen Felder und deren Störwir-
kung liegt die Zuständigkeit beim Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG).  
 
5. Mitteilung  
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Ände-
rung der Beurteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. Das Ergebnis der 
Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB per E-Mail an: TOEB@LfU.Brandenburg.de mitzuteilen. 
Das LfU ist in das weitere Planverfahren einzubeziehen.  
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209 Zentraldienst 
Polizei Bran-
denburg 

Zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen 
Einwände. 
Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmit-
telfreiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die 
für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der 
Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten 
Kampfmittelverdachtsflächenkarte. 
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses 
Planes. 
Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern: 
Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen 
erforderlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen in Kampfmittel-
verdachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grund-
stücksüberprüfung möglich. 
Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link: 
Link: https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblatt%20Freistel-
lung.pdf 
Die Datenschutzerklärung finden Sie unter dem folgenden Link 
https://polizei.brandenburg.de/seite/datenschutzerklaerung-fuer-
kampfmittelfr/1295899 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Zentral-
dienst Polizei Brandenburg keine grundsätzlichen Einwände be-
stehen. 
Keine Abwägung erforderlich 

401 Netzgesell-
schaft Berlin 
Brandenburg 
NBB  

Bitte beachten Sie, dass die Bearbeitung aller Anfragen an die 
NBB Netzgesellschaft Berlin- Brandenburg mbH & Co. KG zum 
Leitungsbestand, zur Zustimmung zu Bauvorhaben und bei Betei-
ligung als Träger öffentlicher Belange ausschließlich über Leico – 
Leitungs-check-online der infrest - Infrastruktur eStrasse GmbH er-
folgt.  

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gilt: 
„[Träger öffentlicher Belange] haben auch Aufschluss über von 
ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu ge-
ben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Ge-
biets bedeutsam sein können. Verfügen sie über Informationen, 
die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
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Die NBB kann kostenfrei über Leico beteiligt werden. 
Für mehrfache oder regelmäßige Nutzung empfehlen wir den Pre-
miumzugang.  
Der Zugang zu Leico kann unter www.leitungs-check-online.de be-
antragt werden.  
Benötigen Sie Unterstützung oder Hilfe zur Nutzung von Leico, ste-
hen Ihnen die Mitarbeiter der infrest, werktags von 8 bis 16 Uhr 
unter 030/2244 525 810 gern zur Verfügung.  
Ihre Nachricht wird nicht weitergeleitet oder bearbeitet!  

zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen der Gemeinde 
zur Verfügung zu stellen.“ 
Da Informationen über künftige Planungen der Leitungsträger 
i.d.R. nicht im Leitungsauskunftsportal vorhanden sind und zu-
dem das Portal keine Zustimmung oder Ablehnung zur gemeind-
lichen Planungsabsicht erteilen kann, ist eine eigene Antwort der 
Leitungsträger stets erforderlich, sofern diese betroffen sind. 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land betrachtet die NBB Netzge-
sellschaft Berlin Brandenburg nun als unterrichtet an. 
Keine Abwägung erforderlich 

402 E.DIS Netz 
GmbH 

Hiermit erhalten Sie unsere grundsätzliche Zustimmung zu o. g. 
Vorhaben. Da keine Belange der E.DIS durch den Planentwurf be-
troffen sind, bestehen unsererseits keine Einwendungen. 
 
Im Plangebiet befinden sich Leitungen und Anlagen unseres Un-
ternehmens. 
Als Anlage übersenden wir Ihnen daher Planunterlagen mit unse-
rem Anlagenbestand. Diese Unterlage dient nur als Information 
und nicht als Grundlage zum Durchführen von Bauarbeiten. 
Wir bitten unseren Anlagenbestand jedoch bei der weiteren Pla-
nung zu berücksichtigen. Eventuell notwendige Änderungen / Um-
verlegungen dieser Anlagen bitten wir rechtzeitig mit uns abzustim-
men. 
Für die Erschließung der geplanten Bebauung mit Elektroenergie 
ist der Ausbau unseres Versorgungsnetzes, inclusive der Errich-
tung einer neuen Trafostation erforderlich, da die benötigte 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch den Planentwurf 
keine Belange der E.DIS betroffen sind. Der vorhandene Lei-
tungsbestand der E.DIS, insbesondere die Stromleitungen ent-
lang der Schönfließer Straße sowie im südlichen Bereich des 
Plangebiets im Bereich der geplanten privaten Grünfläche, wird 
bei der weiteren Planung berücksichtigt. Der von E.DIS vorge-
schlagene Standort für eine Trafostation befindet sich außerhalb 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans. Eine frühzeitige Ab-
stimmung mit dem Versorgungsträger hinsichtlich der Versor-
gungssicherheit und eines möglichen Netzumbaus erfolgt im wei-
teren Verfahren. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Leistung nicht mehr aus dem bestehenden Netz bereitgestellt wer-
den kann. Wir bitten daher den Standort für eine Trafostation bei 
Aufstellung des Bebauungsplanes zu berücksichtigen. 
Den aus Sicht des Versorgungsnetzes optimalen Standort haben 
wir in einer Kopie Ihres Planes entsprechend gekennzeichnet. 
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403 Deutsche Te-

lekom Technik 
GmbH 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) 
- als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 
1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. 
Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationsli-
nien der Telekom. 
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufzunehmen: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Festsetzung zur Leitungszone erfolgt im Bebauungsplan 
nicht, da die konkrete Einteilung und Nutzung der Verkehrsflä-
chen nicht Gegenstand des Bebauungsplans sind. 
Die Hinweise zur frühzeitigen Abstimmung der Erschließungs-
maßnahmen mit der Deutschen Telekom Technik GmbH sowie 
zur Berücksichtigung des „Merkblatts über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ werden an den Er-
schließungsträger weitergegeben. 
Abwägungsvorschlag: 
Keine Änderung der Planung  
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In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m für die 
Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzu-
sehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Aus-
gabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. Wir bit-
ten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die 
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der 
Telekom nicht behindert werden. 
Zur Versorgung der neu zu errichtenden Gebäude mit Telekommu-
nikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plan-
gebiets erforderlich.  Die einzelnen Hausanschlüsse können von 
den Grundstückseigentümern über den Bauherrenservice beauf-
tragt werden, der unter der kostenfreien Rufnummer: 0800-
3301903 zu erreichen ist. Eine Kontaktaufnahme über das Internet: 
www.telekom.de/hilfe/bauherren ist ebenfalls möglich. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes so-
wie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnah-
men der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet 
der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der nachfolgenden 
E-Mail-Adresse so früh wie möglich, mindestens 3 Monate vor 
Baubeginn zu beantragen: 



17. Juli 2026 
Aufstellung des Bebauungsplans GML Nr. 62 „Wohnbebauung südlich Schönfließer Straße“, Gemeinde Mühlenbecker Land Ortsteil Mühlenbeck 
Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit   
 
 

 
   Seite 47 

Be-
lang-
Nr.  

Sachpunkt Einwendungen, Anregungen, Hinweise Sachaufklärung und Abwägung 

T-NL-Ost-PTI-32-Team-AS@telekom.de 

404 GDMcom 
GmbH 

Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDM-
com Auskunft zum angefragten Bereich für die folgenden Anlagen-
betreiber:  

 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für 
die Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit An-
lagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen wei-
tere Auskünfte einzuholen sind!  
Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Bereich den Ihrer Anfrage ent-
hält.  

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Anlagen der GDMcom 
GmbH durch die Planung nicht betroffen sind.  
Keine Abwägung erforderlich 
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405 Wasser Nord 

GmbH & Co 
KG 

Für die oben genannte Maßnahme wird gebeten, die Anfrage für 
Leitungsauskünfte über www.infrest.de zu stellen.  

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB gilt: 
„[Träger öffentlicher Belange] haben auch Aufschluss über von 
ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu ge-
ben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Ge-
biets bedeutsam sein können. Verfügen sie über Informationen, 
die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials 
zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen der Gemeinde 
zur Verfügung zu stellen.“ 
Da Informationen über künftige Planungen der Leitungsträger 
i.d.R. nicht im Leitungsauskunftsportal vorhanden sind und 

http://www.infrest.de/
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zudem das Portal keine Zustimmung oder Ablehnung zur ge-
meindlichen Planungsabsicht erteilen kann, ist eine eigene Ant-
wort der Leitungsträger stets erforderlich, sofern diese betroffen 
sind. 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land betrachtet die Wasser Nord 
GmbH & Co KG nun als unterrichtet an. 
Keine Abwägung erforderlich 

406 Wasser- und 
Bodenverband 
"Schnelle Ha-
vel" 

An die Fläche des Bebauungsplanes GML Nr. 62 "Wohnbebauung 
südlich Schönfließer Straße" grenzt westlich der Graben 040010 in 
den Flurstücken 180/9 und 442 der Flur 4. 
Der Graben führt zwar nur temporär Wasser, er hat dennoch bei 
Dauer- und Starkregen eine Bestandsberechtigung. Unter Beach-
tung von Gefälle und möglichen Einleitungen kann der Graben 
auch (abschnittsweise) verrohrt werden. 
Sie erhalten von uns die Zustimmung zum o.g. Bebauungsplan mit 
folgenden Forderungen auf der Grundlage des Brandenburgischen 
Wassergesetzes. 
Zur regelmäßigen Unterhaltung des vorhandenen Grabens 
040010 ist ein Bearbeitungsstreifen von mindestens 5 m Breite ab 
Böschungsoberkante mit entsprechender Zuwegung zu sichern, 
um mit ca.12 t schweren Maschinen den Graben zu beräumen und 
den Aushub anschließend vor Ort zu mulchen. 
Der Bearbeitungsstreifen mit Zuwegung ist auch in allen Baupha-
sen zu sichern. 
Berücksichtigen Sie, dass ab Juli noch ein geringer Abfluss im Gra-
ben besteht auf Grund der hohen Rauigkeit im Grabenprofil durch 

Bei einem Vor-Ort-Termin mit dem Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ am 28.01.2026 wurde festgestellt, dass es kaum 
Überschneidungen zwischen Gewässerbestand und geplanter 
Flächennutzung gibt.   
Im Nachgang des Termins teilte der Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ Folgendes schriftlich mit (Stand 28.01.2026): 
Im nördlichen Bereich, bis Flurstück 516, verläuft der Graben au-
ßerhalb des Plangebietes. Im weiteren Verlauf bis zur Mitte des 
Flurstücks 36/3 ist der Graben verrohrt. 
Beeinträchtigungen des Grabenbestandes durch die geplante 
Wohnbebauung sieht der Wasser- und Bodenverband in diesem 
Bereich nicht. 
Im weiteren Verlauf ist der Graben wieder offen. Belange der Ge-
wässerunterhaltung sind hier zu berücksichtigen. Dies erscheint 
unproblematisch möglich zu sein. Der angrenzende Bereich des 
Plangebietes soll als öffentliche Grünfläche entwickelt werden. 
Es ist zudem vorgesehen, diese öffentliche Grünfläche in das Ei-
gentum der Gemeinde Mühlenbecker Land zu überführen. 
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die Verkrautung, was bei einer Beantragung einer wasserrechtli-
chen Genehmigung für eventuelle Einläufe bedeutsam ist. 
Die Errichtung von Grabenquerungen, Verrohrungen und sonsti-
gen Bauwerken erfordert ebenfalls gemäß dem Brandenburgi-
schem Wassergesetz einen entsprechenden Antrag bei der unte-
ren Wasserbehörde, verbunden mit einer Stellungnahme des Was-
ser- und Bodenverbandes. 

Bei der Gestaltung der Grünfläche ist darauf zu achten, dass ge-
wässerbegleitend ein min. 5 m breiter Unterhaltungsstreifen (ge-
messen von der Böschungsoberkante landeinwärts) zur Durch-
führung der Gewässerunterhaltung freigehalten wird. 
Dies bedeutet, dass in diesem Bereich keine baulichen Anlagen 
oder Bepflanzungen erfolgen dürfen, die die Durchführung der 
Gewässerunterhaltung erschweren oder unmöglich machen. 
Es wurde vorgeschlagen, den betreffenden Grabenabschnitt im 
Rahmen der Gewässerschau 2026 in Augenschein zu nehmen. 

 
Gewässerbegleitend zum Graben 040010 wird auf der privaten 
Grünfläche ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des für 
die Gewässerunterhaltung zuständigen Versorgungsunterneh-
mens mit einer Breite von mindestens 5,0 m textlich sowie zeich-
nerisch festgesetzt. 
Abwägungsvorschlag: 
Änderung der Planung 

407.1 Zweckverband 
Fließtal 

Im angefragten Bereich befinden sich in der Schönfließer Straße 
Abwasseranlagen des Zweckverbandes „Fließtal“. Für die Bau-
maßnahme erhalten Sie einen Auszug aus unseren Bestandsun-
terlagen im dxf-Format. Die Planunterlagen sind nur für die Anfrage 
zu verwenden und die Weitergabe an Dritte ist nicht zulässig. Wir 
weisen aber darauf hin, dass eine mögliche Beschädigung unserer 
Entwässerungsanlagen durch Ihre Planung auszuschließen ist. 
Die Anlagen des ZV „Fließtal“ und zur Anlage gehörende Einrich-
tungen dürfen nicht überbaut, noch durch Gerüste, Kräne, 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorhande-
nen Abwasseranlagen des Zweckverbandes „Fließtal“ in der 
Schönfließer Straße sowie die damit verbundenen Auflagen und 
Hinweise zur Sicherung der Anlagen werden bei der weiteren Pla-
nung berücksichtigt. Die zur Verfügung gestellten Bestandsunter-
lagen werden ausschließlich im Rahmen des vorliegenden Ver-
fahrens verwendet. 
Keine Abwägung erforderlich 
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Container oder Ähnliches verstellt werden oder von Gegenständen 
dauerhaft belastet werden. Das Bepflanzen mit tiefwurzelnden 
Bäumen und Sträuchern ist nur mit einem lichten Abstand von min-
destens 2,50 m zwischen dem Stamm (im ausgewachsenen Zu-
stand) und der Versorgungsleitung gestattet. 
Wir bitten bei der weiteren Planung um Beachtung folgender Auf-
lagen und Zuarbeitung der nachfolgend geforderten Unterlagen: 

407.2  Schmutzwas-
ser 

Der Zweckverband „Fließtal“ darf Sie darüber informieren, dass die 
Schmutzwassererschließung des Geltungsbereiches erst gesi-
chert ist, wenn ein Erschließungsvertrag mit dem Zweckverband 
„Fließtal“ geschlossen wurde. Nur das Flurstück 527/165 verfügt 
über eine Grundstücksanschlussleitung. Zur Sicherung der 
Schmutzwassererschließung des gesamten Plangebietes ist ein 
Erschließungsvertrag mit dem Zweckverband „Fließtal“ zwingend 
erforderlich. Über diesen Vertrag kann u.a. die Erschließung gesi-
chert werden. 
Der Vertrag ist mit dem Zweckverband „Fließtal“ im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahren abzuschließen. Ohne Erschließungs-
vertrag ist eine Erteilung der Baugenehmigung nicht möglich. 
Der Abschluss des Erschließungsvertrages ist zwingende Voraus-
setzung zum positiven Bescheiden des Genehmigungsverfahrens. 
Wir weisen darauf hin, dass eine Kostenbeteiligung an den Netz-
ausbaukosten fällig wird. Diese staffelt sich wie folgt: 
- 3.000 € pro errichteter Wohneinheit unter 50 m2 
- 4.000 € pro errichteter Wohneinheit bis 60 m2 
- 5.000 € pro Wohneinheit mit einer Größe von 60 m2 bis 120 m2 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die erforderli-
chen Erschließungsverträge, Kostenbeteiligungen und Genehmi-
gungen werden in den weiteren Planungsphasen berücksichtigt 
und umgesetzt. 
Keine Abwägung erforderlich 
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- 6.000 € pro Wohneinheit mit einer Größe von > (größer) als 120 
m2 
Des Weiteren hat jeder Grundstückseigentümer pro Wohnge-
bäude im Vorfeld einen „Antrag auf Entwässerungsgenehmigung 
zur Entsorgung von Schmutzwasser in die öffentlichen Schmutz-
wasseranlage“ im Verbandsgebiet des Zweckverbandes „Fließtal“ 
gemäß der Schmutzwasser-Beseitigungssatzung zentral im Ver-
bandsgebiet des Zweckverbandes „Fließtal“ vom 17.10.2024 ver-
öffentlicht im Oranienburger Generalanzeiger vom 29./30.06.2002 
in Gestalt der 6. Änderung vom 20.11.2017, veröffentlicht auf der 
Website https://www.zv-fliesstal.de/Veroeffentlichungen am 
05.12.2024 einzureichen und sich diesen durch den Zweckver-
band „Fließtal“ genehmigen zu lassen. 
Bei der Inanspruchnahme von mehreren Flurstücken ist ein Nach-
weis einer Grunddienstbarkeit zur Sicherung der Leitungsrechte 
vorzulegen. 

407.3 Regenwasser Bei der Planung von Regenwasseranlagen ist das Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) insbesondere der § 55 Abs. 2 zu berücksichti-
gen, d.h. „Niederschlagswasser ist ortsnah zu versickern…“Bei 
Neubauvorhaben soll die natürliche Wasserhaushaltsbilanz mög-
lichst dem vorherigen unbebauten Zustand entsprechen, sodass 
weiterhin möglichst viel versickern und verdunsten kann. 
Gemäß § 4 Absatz 3 der Verordnung über die erlaubnisfreie Ein-
leitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser durch 
schadlose Versickerung (Versickerungsfreistellungsverordnung- 
BbgVers-FreiV) vom 25. April 2019 ist das zu versickernde Nieder-
schlagswasser erlaubnisfrei flächenhaft über geeignete 

Die Hinweise betreffen die konkrete Ausführungsplanung und 
werden im Rahmen des nachgelagerten Bauantragsverfahrens 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Objektplanung geprüft und 
bewertet. Der Versickerungsnachweis nach DWA-A sowie ggf. 
der Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 in Verbindung mit 
DIN EN 752 erfolgen auf Bauantragsebene. Ein ggf. benötigtes 
Entwässerungsgutachten kann ebenfalls erst auf Ebene der Bau-
genehmigung bzw. des Abschlusses eines Erschießungsvertra-
ges zwischen Zweckverband und Vorhabenträger erfolgen. 
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Oberbodenschicht zu versickern. Geeignete Bodenschichten müs-
sen eine ausreichende Durchlässigkeit aufweisen. Laut § 4 (1) der 
Satzung über die Entsorgung von Niederschlagswasser im Ver-
bandsgebiet des Zweckverbandes „Fließtal“ (Niederschlagswas-
serentsorgungssatzung) vom 05.06.2019 hat das Niederschlags-
wasser auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, vollständig zu 
versickern. Die Bemessung und Gestaltung der Versickerungsan-
lage ist so auszurichten, dass das Niederschlagswasser nicht auf 
ein Nachbargrundstück sowie nicht auf die Straße übertritt und 
nicht auf dieses abgeleitet wird. 
Es sind die geologischen und hydrologischen Randbedingungen 
zu berücksichtigen. Es ist z.B. eine Kombination aus RW-Nutzung, 
Versickerung und Rückhaltung sowie Drosselung möglich. 
Es ist im Vorhinein der Nachweis zu erbringen, dass das gesamte 
anfallende Niederschlagswasser auf den o. g. Flurstücken schad-
los abgeleitet werden kann. Ein RW-Kanal steht zur Entsorgung 
des anfallenden Niederschlagswassers nicht zur Verfügung. 
Es wird erforderlich einen Versickerungsnachweis nach DWA-A 
138 durchzuführen. Es ist ein Konzept zur schadlosen Beseitigung 
des anfallenden Niederschlagswassers vorzulegen. Bei Grundstü-
cken größer 800 m² abflusswirksame Fläche ist ein Überflutungs-
nachweis nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 
durchzuführen. Versickerungsnachweis und Überflutungsnach-
weis sind ebenfalls Voraussetzung zum positiven Bescheiden des 
Genehmigungsverfahren. Wir weisen darauf hin, dass bei der 
Nachweisführung die vorh. Gebäude und befestigte Flächen auf 
dem gleichen Flurstück mit einzurechnen sind. 

Auf Ebene der Bauleitplanverfahrens liegen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, dass eine ordnungsgemäße Niederschlagsentwässe-
rung im Plangebiet grundsätzlich nicht möglich ist. Die Untergrun-
derkundung / Geotechnischer Bericht (2017) wird der Begrün-
dung als Anlage beigefügt.  
Unabhängig davon stehen allgemein anerkannte technische Lö-
sungen zur Verfügung, um eine geordnete Niederschlagswasser-
bewirtschaftung sicherzustellen. Hierzu zählen insbesondere de-
zentrale Versickerungsmaßnahmen wie Mulden- oder Rigolen-
systeme, die eine gedrosselte Ableitung und Zwischenspeiche-
rung ermöglichen. Darüber hinaus ist für Nebenanlagen eine 
Dachbegrünung festgesetzt, die durch Rückhalt, Verdunstung 
und zeitverzögerte Abgabe des Niederschlagswassers zu einer 
Reduzierung von Abflussspitzen beiträgt und somit positiv auf 
das Entwässerungsgeschehen wirkt. Insgesamt ist daher davon 
auszugehen, dass im Plangebiet geeignete und technisch um-
setzbare Lösungen zur Bewirtschaftung des Niederschlagswas-
sers zur Verfügung stehen und die grundsätzliche Vollzugsfähig-
keit des Bebauungsplans insoweit gegeben ist. 
Abwägungsvorschlag: 
Keine Änderung der Planung 
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Wir weisen darauf hin, dass ein Bebauungsplan eine sichere 
Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung beinhalten muss. 
(Feststellung Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen Akten-
zeichen 2D 109/20 NE vom 10.05.2022). Unsere Belange werden 
gemäß aktueller Beteiligung nicht ausreichend berücksichtigt! 

407.4 Grauwas-
sernutzung 

Um eine nachhaltige Wassernutzung und die Schonung von Trink-
wasserressourcen zu fördern, fordern wir die konsequente Umset-
zung von Maßnahmen zur Grauwassernutzung in Neubauten und 
bei geeigneten Sanierungen. Hierzu ist die Trennung der Abwas-
serströme zwingend erforderlich, sodass Grauwasser aus Du-
schen, Badewannen, Waschbecken und Waschmaschinen sepa-
rat von Schwarzwasser aus Toiletten abgeleitet werden kann. Die 
Leitungsführung muss farblich gekennzeichnet sein, um Ver-
wechslungen mit Trinkwasserleitungen zu vermeiden (z. B. nach 
DIN2403). 
Die Planung und Ausführung von Grauwassersystemen ist aus-
schließlich durch Fachkräfte vorzunehmen und hat den anerkann-
ten Regeln der Technik zu entsprechen, wie sie in den Normen DIN 
1989-1/-2, DIN EN 12056 und DIN EN 16941-2 festgelegt sind. Die 
Systeme müssen hygienische Anforderungen erfüllen, insbeson-
dere bei der Aufbereitung von Grauwasser mittels Filtration, biolo-
gischer Reinigung und Desinfektion, sodass die Wasserqualität für 
die vorgesehene Nutzung sicher ist. 
Der Betrieb und die Wartung der Anlagen sind regelmäßig durch-
zuführen und zu dokumentieren, um deren Funktionsfähigkeit und 
die hygienische Unbedenklichkeit des aufbereiteten Wassers si-
cherzustellen. Grauwasser ist bevorzugt für Anwendungen wie 

Die Hinweise zur Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung 
durch Grauwassersysteme werden zur Kenntnis genommen. Die 
Möglichkeit der getrennten Ableitung und Nutzung von Grauwas-
ser wird im Rahmen der weiteren Planung geprüft und – sofern 
technisch und wirtschaftlich umsetzbar – berücksichtigt. 
Keine Abwägung erforderlich  
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Toilettenspülungen, Gartenbewässerung und andere nicht-trink-
wasserrelevante Zwecke zu nutzen. 
Bei Neubauten ist die frühzeitige Integration von Grauwassersys-
temen bereits in der Planungsphase vorzusehen. In Bestandsge-
bäuden sollten bei größeren Umbauten und Sanierungen die Mög-
lichkeiten einer Nachrüstung geprüft und, wo technisch und wirt-
schaftlich sinnvoll, umgesetzt werden. Ziel ist es, eine nachweis-
bare Einsparung von bis zu 50 % des Trinkwasserverbrauchs zu 
erreichen und gleichzeitig das Schmutzwasseraufkommen zu re-
duzieren.  

407.5 Allgemeine 
Hinweise 

Besonderheit: 
Sofern im B-Plan-Gebiet die Straßen öffentlich gewidmet werden, 
ist der Zweckverband „Fließtal“ für die Niederschlagswasserent-
sorgungsplanung zuständig! Wir bitten dies bei der weiteren Pla-
nung zu berücksichtigen. 
 
Folgende textliche Festsetzung ist in Ihrem Vertragswerk mit auf-
zunehmen: 

- Erschließungsvertrag mit dem „Zweckverband Fließtal“ 
- Antrag auf Entwässerungsgenehmigung zur Entsorgung 

von Schmutzwasser in die öffentlichen Schmutzwasseran-
lage im Verbandsgebiet des Zweckverbandes „Fließtal“ 

- Bodengutachten 
- Erklärung zur Niederschlagswasserversickerung nach §5 

Versickerungsfreistellungsverordnung (BbgVersFreiV) 
- Entwässerungsplan gemäß DIN 1986-100; Kapitel 5.4 für 

die Schmutz- und Niederschlagsentwässerung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die genannten Punkte betreffen das nachgelagerte Baugenehmi-
gungsverfahren sowie ggf. abzuschließende Erschließungsver-
träge und sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Die Hin-
weise werden an den Vorhabenträger zur weiteren Beachtung 
weitergegeben. 
Abwägungsvorschlag:  
Keine Änderung der Planung 
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- Versickerungsnachweis nach DWA-A 138 
- Überflutungsnachweis nach DIN 1986-100 bei >800 m² 

abflusswirksame Fläche  
- Wasserrechtliche Erlaubnis GW-Flurabstand < 1,00 m - 

Genehmigung zur Versickerung durch Untere Wasserbe-
hörde erforderlich 

- Nachweis einer Grunddienstbarkeit zur Sicherung der Lei-
tungsrechte sofern mehrere Flurstücke Innanspruch ge-
nommen werden 
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410 50 Hertz 
Transmission 
GmbH 

Im Plangebiet befinden sich derzeit keine von der 50Hertz Trans-
mission GmbH betriebenen Anlagen. Dazu zählen z. B. Hochspan-
nungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, Nachrichtenver-
bindungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen. 
Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung äußern 
wir uns als Leitungsbetreiber nicht. 
Informationshalber möchten wir mitteilen, dass sich Ihr Vorhaben 
im Bereich des geplanten Vorhabens M628a gemäß Netzentwick-
lungsplan befindet. Dieses ist jedoch nicht entscheidungsrelevant. 
Weiterführende Informationen können Sie folgender Internetprä-
senz entnehmen: 
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2024-
04/NEP_2037_2045_V2023_Anhang_2E_Aktualisierung_Ap-
ril_2024.pdf . 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Be-
reich und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 
 
Hinweis zur Digitalisierung: 
Für eine effiziente Identifizierung der (Nicht-) Betroffenheit bitten 
wir bei künftigen Beteiligungen nach Möglichkeit um Übersendung 
der Plangebietsfläche(n) sowie eventueller externer Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen in einem standardisierten und georeferen-
zierten Geodatenaustauschformat (vorzugsweise als KML-Datei 
oder im SHP-Format inkl. PRJ-Datei). 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich derzeit keine von der 
50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen im Plangebiet 
befinden.  
Der Hinweis zum Netzentwicklungsplan wird ebenfalls zur Kennt-
nis genommen. 
Keine Abwägung erforderlich 
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606 Gemeinde Gli-
enicke/Nord-
bahn 

Zu Planung ergibt sich seitens der Gemeinde Glienicke/Nordbahn 
die Frage, ob die Aufstellung des Bebauungsplans und den ggf. 
daraus resultierenden Baumaßnahmen zu einer Erhöhung des 
Individualverkehrs auf der nach Glienicke Nordbahn führenden 
Kreisstraße (Schönfließer Straße) führen kann. Weiterhin beste-
hen zur Planung seitens der Gemeinde Glienicke/Nordbahn keine 
Bedenken. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Laut dem städtebaulichen Konzept sind im Plangebiet ca. 20 Ein-
familienhäuser und 3 Mehrfamilienhäuser vorgesehen. Durch die-
ses Maß der Bebauung ist lediglich mit einer moderaten Zu-
nahme des Individualverkehrs zu rechnen. Die Leistungsfähigkeit 
der Schönfließer Straße als Landesstraße 30 wird dadurch nicht 
beeinträchtigt. Zudem trifft die Schönfließer Straße im Ortsteil 
Schildow auf die Bundessstraße 96a, wo der maßgebliche Ver-
kehrsanteil auf die Bundesstraße abgeleitet wird und keine grö-
ßere Belastung der Gemeinde Glienicke Nordbahn entsteht. 
Abwägungsvorschlag: 
Keine Änderung der Planung 

607 Gemeinde 
Wandlitz  
 

Die Gemeinde Wandlitz hat keine Einwände gegen das geplante 
Vorhaben bzw. keine Belange stehen dagegen.   

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Wandlitz 
keine Einwände gegen das geplante Vorhaben hat.  
Keine Abwägung erforderlich 

Ö1 Hinweise zu 
Erschütte-
rungsrisiken, 
Bodenverhält-
nissen und 
Einfriedung 

Wir bewohnen ein Grundstück, was unmittelbar vom Bebauungs-
plan betroffen ist. Ich bin froh, dass wir nach etlichen Jahren nun 
soweit sind, dass die einzige Zufahrt zu diesem Bereich nicht direkt 
an unserer Grundstücksgrenze entlang geht. 
Dennoch muss ich anmerken, dass unser Haus bald 100 Jahre alt 
wird und wir damit Sorge haben, dass durch die Baumaßnahmen 
unser Haus in Mitleidenschaft gezogen wird. 

Die vorgetragenen Hinweise der Anwohnenden werden zur 
Kenntnis genommen. Die Sorgen hinsichtlich möglicher baube-
dingter Schäden durch Veränderungen der Bodenverhältnisse, 
insbesondere im Zusammenhang mit der geplanten Tiefgarage 
und einer bekannten Lehmader, werden nachvollzogen. 
Im weiteren Verfahren wird die Erstellung eines aktualisierten Bo-
dengutachtens geprüft. Ebenso wird im Rahmen der Bauausfüh-
rung auf mögliche Auswirkungen auf benachbarte 



17. Juli 2026 
Aufstellung des Bebauungsplans GML Nr. 62 „Wohnbebauung südlich Schönfließer Straße“, Gemeinde Mühlenbecker Land Ortsteil Mühlenbeck 
Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit   
 
 

 
   Seite 60 

Denn es gibt eine Lehmader, die auf Höhe der Kornblumenstraße 
über die Schönfließer Straße bis zu uns reicht - und eventuell auch 
bis zu dem betreffenden Baubereich. 
Das heißt, wenn LKWs auf der Schönfließer Straße entlangfahren, 
hören wir das Geschirr klirren. Demnach haben wir große Sorge, 
wenn neben uns eine Tiefgarage gebaut wird und die Lehmader 
trockengelegt wird, dass unser Haus Risse bekommt - schon allein, 
weil unser Haus nicht auf einer Bodenplatte erbaut ist, sondern mit 
einem Teil Streifenfundament und die andere Hälfte teilunterkellert 
ist. 
Wir würden uns daher wünschen, dass uns während und auch ei-
nige Jahre nach der Bauphase ein Gutachter zu Seite steht, um 
eventuelle Schäden zu erfassen bzw. einschreitet. Wir haben uns 
beraten lassen und erfahren, dass auch nach mehreren Jahren, 
wenn die Lehmader ausgetrocknet ist, es noch Schäden geben 
kann, weil der Boden nachgeben kann. 
Zum anderen würden wir uns wünschen, dass ein aktuelles Boden-
gutachten gemacht wird. Das alte liegt schon sehr weit zurück und 
wurde auf einer anderen Grundlage angefertigt - nicht auf Basis 
von einer Tiefgarage. 
Des Weiteren hatten wir uns bei einem gemeinsamen Gespräch 
mit dem Bauherrn bzw. Investor, der Gemeindevertretung u.s.w. 
darauf verständigt, dass in Bezug auf die Einfriedung ein erster 
Entwurf an uns übersandt wird. Dies ist bisher noch nicht gesche-
hen. 

Bestandsgebäude zu achten sein. Eine gutachterliche Begleitung 
kann in der Bauphase durch den Vorhabenträger in Betracht ge-
zogen werden. Ein Bodengutachten ist nicht im Rahmen der Be-
bauungsplanung erforderlich, sondern gegebenenfalls erst im 
Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens zu er-
bringen. 
Der Hinweis zur zugesagten Übersendung eines Entwurfs zur 
Einfriedung wird ebenfalls an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
Keine Abwägung erforderlich 

Ö2  Ich erhebe hiermit fristgerecht Widerspruch gegen den Vorentwurf 
des Bebauungsplans und beantrage dessen Aufhebung bzw. Än-
derung entsprechend den nachfolgenden Punkten. 
Begründung 

Die Stellungnahme und der Widerspruch gegen den o.g. Vorent-
wurf werden zur Kenntnis genommen.  
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1. Widerspruch gem. §34 BauGB (Gebietserhaltungsanspruch) 
Der Plan sieht nunmehr den Bau dreigeschossiger Mehrfamilien-
häuser anstelle der bestehenden Einfamilienhausstruktur vor (an 
der Berliner Straße). Dies steht im Widerspruch zum Charakter des 
Gebiets: Einfamilienhaus- und Dorfstruktur mit grüner Durchmi-
schung. Der Bauherr überschreitet hierdurch deutlich das zuläs-
sige Maß (§ 34 BauGB) und verletzt den Gebietserhaltungsan-
spruch. 
2. Abwägungsfehler: Vernachlässigung des alten Baumbestands 
Die geplante Rodung zahlreicher alter Bäume erfolgt ohne ange-
messene Abwägung zu den ökologischen und klimatischen Funk-
tionen dieser Bestände: Schattenspender, Kohlenstoffspeicher, 
Biodiversität (Vögel, Insekten) sowie Mikroklima. Die Rechtspre-
chung fordert, dass alte Baumbestände bei solchen Eingriffen ge-
sondert zu würdigen sind – andernfalls liegt ein Abwägungsmangel 
vor. Im vorliegenden Plan ist daher von einer einseitigen Nutzungs-
maximierung und fehlender Abwägungsoffenheit auszugehen. 
3. Bestimmtheitsmangel bei der Baumerhaltung 
Es ist nicht klar geregelt, welche Bäume erhalten bleiben und wel-
che weichen müssen. Laut VG München muss jedoch eindeutig 
sein, welcher Baumbestand erhaltenswürdig ist. Die aktuelle Pla-
nung erfüllt diese Anforderungen nicht und ist damit rechtswidrig. 
4. fehlende Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) / UVB 
Mit dem Ausmaß der Rodung alter Baumbestände ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder zumindest eine UVB-Pflicht gemäß 
BauGB erforderlich. Eine solche fehlt, sodass materielle Anforde-
rungen nicht eingehalten sind. 
 

Zu 1. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans ist die Ge-
meinde nicht an die Vorgaben des § 34 BauGB gebunden. Die im 
Bebauungsplan zu treffenden Festsetzungen müssen städtebau-
lich begründbar sein und es müssen sämtliche Belange in die Ab-
wägung eingestellt werden. Die dreigeschossigen Mehrfamilien-
häuser sind Teil eines Gesamtkonzepts zur Nachverdichtung und 
passen sich durch Durchmischung mit Einfamilienhäusern, Grün-
flächen und Abstandsflächen harmonisch in die Umgebung ein. 
Übergangsbereiche zur bestehenden Einfamilienhausstruktur si-
chern den dörflichen Charakter. 
 
Zu 2. Die geplante Baumrodung berücksichtigt die städtebauli-
chen Erfordernisse. Alte Bäume werden soweit möglich erhalten, 
und es sind Ausgleichsmaßnahmen wie Neupflanzungen und 
Grünflächen vorgesehen. Sollten weitere Eingriffe erforderlich 
sein, werden zusätzliche Maßnahmen zum Schutz von Arten und 
Klima umgesetzt, sodass eine angemessene Abwägung zwi-
schen Planungsvorgaben und ökologischen Belangen erfolgt. 
 
Zu 3. Aus der Planzeichnung geht klar hervor, welche Bäume un-
bedingt erhalten bleiben sollen. Damit ist eindeutig geregelt, wel-
cher Baumbestand erhaltenswürdig ist. Die Planung erfüllt somit 
die Anforderungen an Bestimmtheit und Rechtsklarheit hinsicht-
lich des Baumerhalts. Im Rahmen der Abwägung sind die bislang 
zum Erhalt festgesetzten Bäume nicht mehr Bestandteil der Pla-
nung. Der Baumbestand wird gemäß der Stellungnahme des 
Landesbetriebes Forst als Waldfläche gemäß Landeswaldgesetz 
Brandenburg festgesetzt. Der Ausgleich des Baumbestandes er-
folgt somit über den Flächenansatz, nicht über Einzelgehölze. 
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Der vorliegende artenschutzrechtliche Fachbeitrag zeigt deutlich 
den großen ökologischen Eingriff in das Habitat. Die geforderten 
Maßnahmen zum Schutz der beeinträchtigten Arten sind aus mei-
ner Sicht nicht ausreichend bzw. zielführend. 
Der Erhalt des alten Baumbestands (400er Baumnummern) ist für 
den Artenschutz und zum Erhalt der Biodiversität dem Roden, Ver-
siegeln und Bebauen mit Dreigeschossigen Häusern in jedem 
Falle vorzuziehen! 
 
5. Infrastruktur & Verkehr: Überlastung 
Die derzeitige Verkehrssituation ist bereits angespannt: Hohe Ver-
kehrsbelastung durch Pkw/Pendler, insbesondere Richtung Auto-
bahnanschluss Mühlenbeck/A10. Das heutige Verkehrsaufkom-
men mit erheblichem Schwerlastanteil verursacht schon jetzt re-
gelmäßige, tägliche Staus im Bereich der Ampelkreuzung 
Schönfließer Str., Berliner Str., Hauptstraße. Die L21 und L30 wur-
den bereits im LAP von 2020 als Schwerpunkt bezeichnet und ge-
hören mit >3 Mio. Kfz/Jahr zu den Hauptverkehrsstraßen unserer 
Gemeinde. Der geplante zusätzliche Personen- und Lieferverkehr 
würde die Infrastruktur noch weiter überlasten - entgegen dem Er-
fordernis einer gesicherten Erschließung (§34 Abs. 1BauGB). 
 
Rechtliche Schlussfolgerung 
1. Abwägungsgebot (§1Abs. 7 BauGB): Ökologische und öffentli-
che Belange wurden massiv hinter Bauinteressen zurückgestellt. 
2. Insbesondere die geplante Anzahl und Höhe der Neubauten wi-
derspricht der jetzigen Bebauung (besonders an der Berliner Str.) 

Zu 4 Gemäß dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG), Anlage 1 Nr. 17.2.3 ist bei einer Umwandlung von Wald-
flächen eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach 
UVPG erforderlich. Diese Vorprüfung wird im Rahmen des Um-
weltberichtes abgehandelt. Im Ergebnis besteht keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Die Abwägung zeigt, dass der artenschutzrechtliche Fachbeitrag 
die betroffenen Arten angemessen berücksichtigt. Die Planunter-
lagen enthalten konkrete Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen, 
die sicherstellen, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen für 
geschützte Arten auftreten. Durch Schutzmaßnahmen während 
der Bauphase und Kompensationsmaßnahmen wird die Biodiver-
sität gesichert, sodass die geplante Bebauung mit dreigeschossi-
gen Häusern im Einklang mit dem Artenschutz steht. 
 
Zu 5. Die Erschließung des Bebauungsplans ist gesichert. Die im 
Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen haben Anschluss 
an die öffentliche Verkehrsfläche der Schönfließer Straße. Die 
durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke der Schönfließer 
Straße liegt bei 5370 Kfz/Tag (Messung 2021). Für die Berliner 
Straße wurden 9251 Kfz/Tag erhoben. Diese Verkehrsstärken 
werden durch die durch den Bebauungsplan entstehenden 
Wohneinheiten kaum beeinflusst.  
 
Die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die 
einzelnen Belange werden unter den Punkten 1 bis 5 erörtert. 
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und führt zu einer deutlichen Beeinträchtigung der Biodiversität 
und damit auch Wohnqualität der Anlieger. 
3. Gebietserhaltungsanspruch (§34 BauGB): Die Maßgabe, sich 
an den dörflichen Einfamilienhaussiedlungscharakter anzupassen, 
wird missachtet. 
4. Bestimmtheitsgebot: Die Regelungen zum Baumerhalt sind un-
vollständig und führen zu Verunsicherung und Rechtsunsicherheit. 
5. UVP-/UVB-Pflicht: Fehlende Durchführung einer Umweltprüfung 
bei erheblichem Eingriff in Natur und Landschaft. 
6. Verkehrsrecht: Erschließung und Belastbarkeit der Straße sind 
nicht gegeben - Verkehrsüberlastung droht. 
 
Antrag 
Ich beantrage daher: 

- Aufhebung des Vorentwurfs des Bebauungsplans in vol-
lem Umfang oder 

- Rücküberweisung zur vollständigen Neufassung, mit 
1. klarer Festlegung des Baumerhalts (mit Kartierung und 
Mindestabständen), 
2. Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
UVB, 
3. Verkehrsgutachten mit Alternativen zur Sicherung der 
Infrastruktur, 
4. Absenkung der Gebäudehöhe auf max. 2 Vollge-
schosse zur Wahrung des Dorfgefüges. 
5. Geringere Bebauungsdichte mit größeren Grünflächen 
und Erhalt bestehender Bäume (400er Baumnummern) 
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Beweismittel 
• Planauszug (Bebauungsplan) 
• Baumbestandsplan (falls vorhanden) 
• Lärmaktionsplanung vom 08.01.2020 
• Rechtsprechung z. B. OVG NRW, VG 
München de.wikipedia.org+15justiz.nrw.de+15justiz.nrw.de+15 
 
Fazit 
Der Vorentwurf verletzt zentrale rechtliche Vorgaben (BauGB, 
BauNVO, UVP-Recht, VwVfG), benachteiligt die Umwelt, mindert 
die Lebensqualität und gefährdet die Infrastruktur. Eine punktuelle 
Anpassung der Planungen ist deshalb aus meiner Sicht dringend 
erforderlich. 


